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Beginn der Sitzung: 11 Uhr 

V o r  s i  t z e n  d e : Präsident Dr. Maleta, geradezu eine Bewertung der Institution des 
Zweite" PräFlident Dipl..lng. Waldbrunner. Europarates aus dem Blickfeld Österreichs 

und verlocken zu einer Auslotung der modernen 
Problematik des Begriffes "Europa". Deshalb 

Präsident: Die Sitzung ist e röffn e t, begnüge ich m ich mit einem einzigen chrono. 
Hohes Haus! Meine Damen und Herren ! logischen Hinweis, gewissermaßen nur als Auf­

E� ist heute meine Aufgabe, in der ersten Haus- hänger für die grundsätzliche Betrachtung. 

Ritzung nach dem 5. Mai des EUl'opatages zu In der 95. Sitzung der VII. Gesetzgebungs­

gedenken, der in den 1 8  Mitgliedstaaten des periode sanktionierte der Nationalrat den 
Europarates offiziell gewürdigt wurde. Vieles Regierungsbeschluß über den Beitritt Öster­
wurde somit auch in Österreich über den Sinn reichs zum Europarat, der mit der Hinterlegung 

dieses Gedenktages bereits gesprochen und der Beitrittsurkunde am 16. April 1956, also 
geschrieben. Aber wie immer, wenn mir die vor zehn Jahren, rechtswirksam wurde. Rein 
Rolle des letzten Redners zufällt, widerstrebt formal markiert dieser kurze Hinweis den 
es mir auch diesmal, längst Gesagtes zu wieder. Unterschied zwischen der außenpolitischen 
holen. Daher sind einige grundsätzliche Be. Situation Österreichs vor und nach Abschluß 
trachtungen am Platze. Denn sicherlich: des Staatsvertrages, denn erst die durch diesen 
Europa ist eine gemeinsame Sehnsucht und begründete Wiederherstellung der Souveränität 
ein gemeinsames Bekenntnis; aber die Viel- Österreichs schuf die wesentlichste Voraus· 
deutigkeit dieses Begriffes und die Vielfalt setzung für außenpolitische Aktivitäten. 
der politischen Perspektiven aus der Sicht der \Vesentlicher aber ist die Frage, in welchem 
einzelnen europäischen Staaten erzwingen Geiste Österreich seine neugewonnene Souverä-
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Präsident 
nität außenpolitisch nützte. Der Beitritt zum 
Europarat, der kurz vorher vollzogene Beitritt 
zu den Vereinten Nationen, vor allem aber die 
Beschlußfassung dieses Hohen Hauses über 
die immerwährende Neutralität Österreichs, 
alle diese Akte spiegeln überzeugend den 
innersten Wesenszug der österreichischen 
Außenpolitik. Denn durch sie wurde für Miß­
günstige und Wohlwollende in aller Welt deut­
lich sichtbar, daß die ersten außenpolitischen 
Akte des wieder souveränen Staates keine 
aggressiven, keine einseitigen, keine egoistischen 
Handlungen waren, sondern Akte der Begrün­
rlung einer internationalen Solidarität des 
friedliebenden österreichischen Volkes mit der 
ganzen Welt im Dienste des Friedens. 

Über den Europarat und seinen weiteren 
Entwicklungsweg gibt es viele Vorstellungen 
und Wünsche; Österreich jedoch sieht ihn 
vor allem i m  Dienste jener Funktion, die schon 
in der Oharta der Vereinten Nationen begrün­
det ist und die regionale Abmachungen zur 
Aufrechterhaltung des internationalen Friedens 
und der internationalen Sicherheit vorsieht und 
wünschenswert erscheinen läßt. Alle die 
erwähnten außenpolitischen Akte hilben sämt­
liche Parteien dieses Hauses gemeinsam gesetzt 
in dem Bewußtsein, daß für jeden Staat, aber 
insbesondere für das in kritischer Grenzlage 
befindliche Österreich, eine gemeinsame Ziel­
setzung der Außenpolitik eine politische Exi­
stenzfrage für alle Österreicher ohne Unter­
schied der Parteirichtung war, ist und bleibt. 
Gerade die neue Situation in Regierung und 
Parlament sollte uns nicht vergessen lassen, 
daß dieser Grundsatz trotz allel' differenzierten 
Betrachtung der Probleme seitens der einzelnen 
Parteien, trotz aller sachlichen Schärfe der 
Diskussion als gemeinsames Leitmotiv gültig 
bleiben sollte. 

Gerade in den vor uns liegenden Wochen 
und Monaten verstärkter Bemühungen um eine 
endgültige Koordination der Wirtschaft Öster­
reichs m it der im Entwicklungsfiuß befind­
lichen wirtschaftlichen Integration des freien 
Westens geben uns die vorerwähnten Akte 
der Außenpolitik Maßstäbe für die wahre 
Rangordnung der Werte auch in Zukunft; 
es sind dies der Primat unserer immerwähren­
den Neutralität als wesenhafte Existenzgrund­
lage unseres Staates; und im Rahmen ihrer 
Gegebenheiten eine möglichst reibungslose 
Einbettung der an sich ebenso lebensnotwen­
digen Koordination unserer Wirtschaft in den 
wirtschaftlichen Integrationsprozeß Europas. 
Wir sehen das faszinierende Panorama, daß 
innerhalb des EWG- und EFTA-Raumes alles 
fließt und somit auch die Ohancen unserer 
Koordination von diesen inneren Ent.wicklun­
gen positiv und negativ beeinflußt werden. 

Wahrhaftig ein Zeitgeschehen, das für Öster­
reich die größtmögliche Einheit der Außen­
politik auch zwischen Regierung und Opposition 
erfordel't.. 

Nun sei mir noch eine grundsätzliche Über­
legung zum Problem Europa erlaubt. Mit 
dem 5. Mai als BesinnungHtag soll der Europa­
gedanke im Bewußtsein der europäischen 
Völker verlebendigt, sie alle auf eine einheit­
liche europäische Idee hin koordiniert werden. 
Aber allein schon die Notwendigkeit dieses 
Wunsches reißt die ganze Problematik auf: 
denn seit fast I 000 Jahren ist doch Europa 
existent; als Einheit der Geschichte, Einheit 
des geistigen Erbes und Einheit seiner Lebens­
formen. Sicherlich, es ist eine Einheit in bunter 
Vielfalt, aber doch eine Einheit, die Europa 
als geistigen Begriff abhebt von den Einheiten 
der anderen Weltkulturen. Die moderne Pro­
blematik des Europagedankens liegt aber nicht 
in der technischen Zivilisation, die Europa 
geschaffen, die aber mittlerweile Gemeingut 
der Völker der ganzen Welt geworden ist; sie 
liegt in der Sinndeutung des geistigen Erbes 
und der daraus resultierenden Lebensformen. 
Ursprung und Seinsgrund der europäischen 
Kultur sind der Primat des Geistes und des 
Menschen; daraus erwuchsen die Ideen, welche 
heute nicht nur Europa, sondern die ganze 
WeU bewegen; Ideen, welche die Fülle der 
staatsrechtlichen und gesellschaftspolitischen 
Leitbilder sowie der politischen Ordnungsvor­
stellungen und Bewegungen begründeten; 
Ideen, welche sich in einem weiten Spannungs­
feld zwischen den Extremen ihrer totalitären 
Ausprägung bis zu ihrer Einmündung in die 
pluralistische Gesellschaft von heute in einem 
einmaligen historischen Prozeß manifestierten. 
Dieser Prozeß ist jedoch heute beschränkt auf 
die Familie der freien Völker. Das mag schockie­
ren, aber im Grunde hatte die geistige Einheit 
der europäischen Völker schon seit je eine 
zweifache Ausprägung in ihrer westlich-lateini­
schen und östlich-byzantinischen seelischen 
Grundhaltung. 

In der j üngsten Geschichte Europas ver­
schärften und verwandelten sich diese geistigen 
Profile: im lateinisch fundierten Westen durch 
die Selbstbesinnung auf den erwähnten Ur wert 
der europäischen Kultur, nämlich den Primat, 
des Menschen; im Osten h ingegen durch die 
Transformation des hyzantinischen Welterlö­
sungsgedankens von seiner ursprünglich reli ­
giösen in eine irdische Heilslehre. Aber auch 
dieser europäische Osten hebt sich immer 
stärker von den anderen Weltkulturen ab, 
sogar jener, die seine Heilslehre übernommen 
hat. Und so schimmert immer wieder zaghaft 
die historische Tatsache auf, daß noch immer 
zwischen West und Ost ein gemeinsames Erbe 
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vorhanden ist, das neue Entwicklungsmöglich­
keiten in sich birgt. 

In diesem geistigen Raum, in seinem Schnitt­
punkt, nicht nur geographisch, sondern auch 
ideologisch, liegt österreich. Sicher, die harten 
politischen Realitäten zwingen den Westen 
zur Selbstbesinnung darauf, daß nur in der 
Koordination der nationalen Staaten auch 
ihre politische Existenzsicherung liegt. Aber 
die Möglichkeiten künftiger Entwicklungen 
deuten an, daß gerade österreichs staatliche 
Funktion mehr ist als nur die einer Peripherie­
funktion des Westens, sondern daß hier eine 
Eigenfunktion keimhaft sich entfaltet, die ich 
in einer Rede vor dem Städtetag als die 

moderne Ausprägung der alten österreichischen 
Idee bezeichnete. 

Hohes Haus! österreich ist ein St,aat freier 
Menschen und damit vollbewußtes Mitglied 
der freien Welt. österreich aber hat gerade 
als freier Staat und aus geistig-historischer 
Schau eine Funktion innerhalb des größeren 
Europa genau an jener Stelle, an der sich seit 
1000 Jahren zwei Kulturkreise berühren, be­
kämpfen, aber auch immer wieder finden. 

Alles ist im Fluß, solche Entwicklungen 
brauchen ihre Zeit, viel Zeit, sie sind über­
haupt nur denkbar in einer langen Friedens­
periode ; und daher liebt das öslierreichische 
Volk den Frieden, ist sein Neutralitätsbekennt­
nis kein auferlegtes lästiges Joch, sondern ein 
echtes inneres Anliegen ; denn Friede ist der 
große Schlüssel, die Voraussetzung für die 
langsame Entfaltung seiner Eigenfunktion im 
Dienste eines größeren Europa. Das sei unser 
Beitrag für Europa, den wir im Gedenken an 
den Europatag uns vornehmen auch innerhalb 
des Europarates zu vertreten . ( Allg emei ner 
Be'i/all.) 

Das amtliche Pr o t o k o l l  der 4. Sitzung des 
Nationalrates vom 22. April 1966 ist in der 
Kanzlei aufgelegen, unbeanständet geblieben 
und gilt daher als ge n e hm i g t . 

K r a n k  gemeldet sind die Abgeordneten 
Horejs, Anton Schlager und Rosa Joclunanl1. 

En t s c hu l d i gt sind die Abgeordneten Heinz, 
Ströer und lug. Hämmerle. 

Die Frau Abgeordnete Rosa Weber hat um 
e inen sechswöchigell U rl a u b angesucht, ii ber 
dessen Gewährung der Nationalrat gemäß 
§ 12 Abi>. 1 Geschäftsordnungsgesetz zu ent­
scheiden hat. Ich bitte jene Damen und Herren, 
die diesem AUFlUchen beistilnmen, sich von den 
Sitzen zu erhebell. - Eiw'Itimmig angenoill­
:mel1. 

Fragestunde 

Präsident :  Wir gelangen zur Fragestunde. 
Ich beginne jetzt - um II Uhr 15 Minut,en -
mit dem Aufruf der Anfragen. 

Bundeskanzleramt 

Präsident : 1. Anfrage: Abgeordneter 
Gratz (SPÖ) an den Herrn Bundeskanzler, 
betreffend Bundespressediew�t : 

171M 

Treffen Meldungen zu, wonach Sie befl.,b· 
sichtigen, als neuen Chef des Bundespl'essE'­
dienstes und N achfolgel' des Herrn Sektions­
chefs Dr. Meznik den Leiter des politii'!�hf'n 
Büros der Bundespal'teileitung der OVP, 
Dr. Kl'onhuber, vorzuschlagen? 

Präsident: Bitte, Herr Kanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus : Zn der Anfrage 
des sehr geehrten Herrn Ahgeordneten Gratz 
beehre ich mich zu bemel'ken (Rufe: 
M ikroplto n ! ) 

Präsident : Es ist eingel"ehaltet! (Abg. Z e il­
li nger: Es i st kaputt! Ma n hört nichts 1 -
Abg. Dr. Pi tterma nn: Si nd (l-i e neugi er·i g I) 

Bundeskanzler Dr. Klaus : Ich werde ver­
suchen, etwas lauter zu sprechen . 

Ich bemerke, daß mit· von einel' Meldung, 
wonach ich beabsichtige, den Chef des Bundes­
pressedienstes Dr. Meznik zu entfernen und an 
seine Stelle Herrn Dr. Kronhuber zu setzen ,  
nichts bekannt ist . Ich habe auch persönlich 
nicht die Absicht, ein solches Revirement zn 
treffell. 

Präsident: 2. Anfrage: Abgeordneter Dr. van 
Tongel (F PÖ) an den Herrn Bundeskanz lel', 
betreffend Dienstrechtsbereinigungsgesetz: 

11M 

Sind Sie bereit" im Sinne mehreror fl'üherPr 
Zusagen verantwortlicher Hegierlmgsmit.gliedcl' 
dOln Na.t.ionülrat eine RegitJl'lll1gKvorlage, be­
treffend ein Dienstrecht.sbel'ciniglmgsges0t.z 
(früher auch "Zwischendienstzeit.engeset,z" ge­
nannt) zur Beseitigung von Härt.en bei den 
öffentlich Bedienst.eten zuzuleiten? 

Präsident : Bitte, Herr Kanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus : Wie ich bereits 
in einer Anfragebeantwortung dem Herrn Ab­
geordneten Klaus MahneIt im Jahre 1964 mit­
geteilt habe, war es Aufgabe eines aus Ver­
tretern de!' Parlamentsklubs der beiden bis­
herigen Regierungsparteien zusammengesetzten 
Komitees, die im Zusammenhang mit der 
Behandlung der sogenannten d ientsl'echtlichen 
Nachkriegsprobleme - Zwischemlienstzeiten­
gesetz oder Diellstrechtsbm'einigungsgesetz ge ­
nannt - erhobenen :Fordel'ungen zu übel'­
prüfen und den Umfang deI' etwa zu treffenden 
gesetzgeberischen Maßnahmen auf ein Ausmaß 
einzuschränken, dessen Verwirklichung unter 
Bedachtnahme auf die finanzielle Seite sowie 
auf Rückwirkungen auf andere Gebiete in 
Betracht gezogen werden kann. 

Dieses Komitee hat in einem Schreiben vom 
23. Februar 1965 seine Anregungen übermittelt. 

5. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)4 von 35

www.parlament.gv.at



Nationalrat XI. GP. - 5. SitzLmg - 11. Mai 1966 161 

Bundeskanzler Dr. Klaus 

Der daraufhin vom Bundeskanzleramt aus­
gearbeitete Entwurf eines Bundesgesetzes, 
womit Bestimmungen über die Anrechnung 
von Ruhestandszeiten und die Gewährung VOll 
Zulagen an Bundesbeamte getroffen werden, 
(Zwischendienstzeitengesetzes), hat den 
Gegenstand mehrerer interministerieller 
Besprechungen gebildet, an denen außer 
Vertretern des Bundeskanzler amtes auch 
solche der Bundesministerien für Finanzen 
und für soziale Verwaltung teilgenommen 
haben. Der versendungsbereite Entwurf 
konnte noch nicht zur Versendung ge­
hracht werden (das Mikrophon fnnktioniert 
wieder - A bg .  Ze i l l inger: Der erste Erfolg I), 
weil zusätzliche Wünsche geäußert wurden 
und diese nachträglich geäußerten Wünsche 
wiederum eine Besprechung mit dem bereits 
mehrmals genannten Komitee notwendig 
machten. Dieses Komitee konnte wegen der 
Auflösung des Nationalrates nicht mehr ein­
herufen werden . 

Ich werde aber selbstverständlich Vorsorge 
treffen, daß dieses Komitee, eventuell in neuer 
Zusammensetzung, ehestens zusammentritt. 
Nach dem Abschluß der Besprechungen im 
Komitee wird dann der Entwurf eines Zwi­
schendienstzeitengesetzes zur Begutachtung 
versendet, dem Ministerrat und dann dem 
Hohen Hause vorgelegt werden. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. van TangeI: Herr Bundes. 
kanzler! Sie haben dem Hohen Hause belich­
tet, daß ein Komitee, bestehend aus Vertretern 
der beiden früheren Regierungsparteien, die 
Vorarbeiten für diese ganze Angelegenheit 
geleistet hat. Ich glaube, es interessiert den 
Nationalrat und die Öffentlichkeit, wie die 
neue Bundesregierung zu diesem Gegenstand 
Stellung zu nehmen wünscht. 

Ich möchte daher an Sie die Frage richten, 
ob Sie im Sinne Ihrer Zusage, die Sie im 
Dezember 1964 anläßlich der Beratungen über 
das Budget 1965 gegeben haben, raschestens 
wenigstens für eine etappenweise und die älte­
sten Personen betreffende Regelung Vorsorge 
t.reffen wollen. 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler De. Klaus: Soweit ich unter ­
richtet bin, sind die Ergebnisse der Beratungen 
deB Komitees in diese Richtung gegangen. Ich 
hin selbstverständlich bereit, dieAes Komitee 
AO rasch wie möglich zu reaktivieren und einen 
Gesetzentwurf erstellen zu lassen, der die 
Grundgedanken, die Sie, sehr geehrter Herr 
Abgeordneter, soeben zum Ausdruck gehracht 
haben, auch zum Inhalt hat. 

Präsident: 3 .  Anfrage : Abgeordneter Kratky 
(BPÖ) an den Herrn Bundeskanzler, be-

treffend Angelobung des Staatssekretärs 
Dr. Grube]' : 

181M 
Welche Gtünde waren dafür maßgeblich, daß 

Staat.ssel,,·ot.äl' Dr. Grube!' erst mit einer Y�r­
spii.tm1.g von nahezu einer W oohe als ReglE'­
rungsmitglied angelobt werden konnte? 

Präsident : Bitte, Herr Kanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus: Zu Beginn des 
Monats April stattete mir der damalige 
Botschafter Österreichs in Bonn, Herr Dr. Gru­
ber, einen Besuch ah. Bei dieser Gelegenheit 
informierte mich Herr Dr. Gruber, daß er 
auf Grund einer Bewilligung des Bundes­
ministeriums für Auswärtige Angelegenheiten 
a.m Karfreitag einen kurzen Osterurlaub an­
treten werde, von dem er am 22. April wieder 
an seine Dienststelle in Bonn zurückkehren 
werde. Dementsprechend begab sich der 
heutige Herr Staatssekretär Dr. Gruber nach 
Südspanien und hielt sich in einem k�einen Dorf 
an der Südküste des Landes auf, emem Dorf, 
das keine Telephonverbindung hat. Das war 
der Grund, daß meine Berufung des Dr. Gru bel' 
ihn selber nicht sofort erreicht hat, sondern 
erst zu später Stunde am 19. April. Das war 
der Tag, an dem die Angelobung beim Herrn 
Bundespräsidenten vormittag stattfand. 
(Unruhe.) 

Mit Rücksicht auf diesen Umstand und auch 
auf die Bitte des Herrn Staatssekretärs hin, 
daß in Anbetracht des Gesundheitszustandes 
seiner Gattin diese allein nur sehr schwer die 
lange Rückreise bewältigen .könne, ermäc.htigte 
ich Dr. Gruber anläßlich eIller telephollIschen 
Besprechung am 23. April, daß seine Rückkehr 
erst am Sonntag, dem 26. April, erfolgen soll. 
Am Montag, dem 27. April, früh hat Dr. Gruber 
seine Tätigkeit in Wien aufgenommen. Er 
wurde an diesem Tage auch vom Herrn Bundes­
präsidenten angelobt. Bei diese�. Gelegenheit 
informierte der Herr Staatssekretar den Herrn 
Bundespräsidenten in meiner Gegenwart von 
diesen Fakten und entschuldigte sich bei ihm 
für diese in den Umständen gelegene Ver­
spätung. (Abg. Hor r :  "Spanisch"!) 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Kratky: Herr Bundeskanzler! 
Die Antwort ist für mich nicht befriedigend, 
denn sie komm t mir , ,spanisch " vor. (Heiterkeit.) 
Denn einerseits gab es kein Telephon, anderer­
seits hat dann der Herr Staatssekretär doch 
telephoniert. Ich bewundere nur die Insel, 
auf der der Herr Staatssekretär gelebt hat, 
wo es angeblich kein Telephon, kein Radio 
und dergleichen gab. 

Herr Bundeskanzler ! Wenn Sie davon infor­
miert gewesen sind - und ich nehme an, Sie 
haben auch den Herrn Staatssekretär infor­
miert, daß er in diese Funktion berufen wird-, 
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Kratky 

daß er nicht rechtzeitig nach Wien kommen 
kann - Sie sind ja nicht öffentlichkeits­
scheu -, warum haben Sie davon die Öffent­
lichkeit nicht unterrichtet 1 Denn ich empfinde 
das als eine Desavouierung nicht nur Ihrer 
Person, sondern auch des Hohen Hauses. 
(Abg. Ze'illinger: Er ist ja anfangs nicht abge­
gangen! - Heitedceit.) 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler DJ'. Klaus: Ich hatte keine 
Veranlassung, die Öffentlichkeit von diesen 
Schwierigkeiten, zuerst eine telegraphische, 
dann eine telephonische Verbindung zn er­
langen, zu informieren. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Kratky: Herr Bundeskanzler! 

Kompetenzlage erarbeiten. Der Bund ist 
sich der großen Bedeutung bewußt, die heute 
der Raumordnung in unserem dynamischen 
Zeitalter zukommt. Die Untersuchungen sollen 
aber nicht nur einen Querschnitt durch die 
gegebenen Probleme der Raumordnung in 
Österreich geben, sondern auch auf Grund der 
wahrscheinlichen Wirtschaftsentwicklung die 
Raumordnungsprobleme der Zukunft auf­
zeigen. 

Eine besondere Bedeutung werden selbst­
verständlich die Probleme der Raumordnung 
auch durch die europäische Integration er­
halten. 

Mit der Erstellung von Leitlinien für die 
Raumordnung werden auch die Grundlagen 
für eine einheitliche Raumordnungs- und 
Regionalpolitik und damit für die Koordination 
der Einzelmaßnahmen der Gemeinden, der 
Länder und des Bundes gegeben sein. Der 
Bund könnte dann zielbewußter seine Füh-

Auch diese Antwort ist unbefriedigend. Haben 
Sie das Nichterscheinen des Herrn Staats­
sekretärs nicht als eine Desavouiernng emp­
funden � rungs- und Koordinationsaufgabe wahrnehmen, 

Präsident: Her/' Bundeskanzler.  für die jetzt nur einige Ansätze bestehen. 

Bundeskanzler Dr. Klaus: Nein. (Aby. Zeil- .Die Rau�ordnungspolitlk 
.�

ill vor allem das 

ling er: Das 1:St der Untersch'ied zwischen Re- 1 wIrtschaftlIche W�chstum fordern und d�her 

gie1"Ung und Opposition, Herr Kollege! _ A��assUI�gen erleIChtern, aber auch g�e�ch-

Heiterkeit) zeItIg Harten vor allem durch rechtzeItJges . 
Eingreifen mildern. 

Präsident: 4. Anfrage: Abgeordneter Peter Die Mitarbeit von Experten an der Unter-
(F PÖ) an den Herrn Bundeskanzler, be- suchung ist sehr weit gestreut und längst ein-
treffend Raumordnungspolitik : geleitet, sodaß auch die verschiedenen Metho-

31M den der Raumforschung und die Erfahrungen, 
Welche konkreten Maßnn,hmC'1l sind anßer (kr die in auch in Österreich bereits vorhandenen 

Reaktiviemng cles Behon im Vorjahr einge- Instituten gemacht worden sind, zu Wort 
setzten MinisterkomiteeR für R.-mmplannng zu- kommen. Die wissenschaftliche Koordination 
gnnsten einer konzept,iven H.aumordnllngs- liegt bei dem Professor der Technischen Hoch­politik vorgeselwn ? schule in Wien Dr. Rudolf Wurzel', die aclmini-
Präsident: Bitte, Herr Kanzler. strative Koordination auf Grund eines Re-
Bundeskanzler Dr. Klaus: Welche Bedeu- gierungsbeschlusses bei der Sektion V des 

tung die Bundesregierung der Raumordnung Bundeskanzleramtes. 
beimißt, geht schon aus der Tatsache hervor, Die Untersuchung über die Leitlinien der 
daß in dem ersten Ministerrat der neuen Raumordnung wird auch den in letzter Zeit 
Bundesregierung unter drei Ministerkomitees, von Gebietskörperschaften, öffentlich-recht­
die lediglich noch einmal gebildet wurden, lichen Körperschaften und wissenschaftlichen 
auch das Ministerkomitee für Raumplanung Instituten vorgebrachten Wünschen und An-
wieder aktiviert worden ist. regungen Rechnung tragen. 

Schon in der ersten Sitzung des Minister- Präsident: Eine Zusatzfrage. 
komitees im Okto��l' �orige? J��res �ur�e Abgeordneter Peter: Herr Bundeskanzler ! 
der erste E�twurf. fur eme DISPOSltIO� fur . em I Sind Sie in der Lage, über die angedeuteten 
G�tachten nber dIe Aufgabe� .und Zlel� :-mer Koordinierungsmaßnahmen des Bundes auf 
WIrksamen Raumordnungspohtlk vom Mmlster- de' einen Seite mit den Ländern und Ge­
komitee beschlossen und gleichzeitig der Auftrag m�jnden auf der anderen Seite hinaus eine 
e�:teilt., ein m�nm��u' d.etailliert�res �rogramm Meinung zu äußern, wie im Rahmen der Neu­
fu�' �Ie ArbeIt, 

.. 
fur dIe 

.. 
organ�satorIsche Ul�d ordnung der Raumordnungspolitik die Auf­

�eIthch� Durchfuhrung, uber dIe Kosten sowIe gaben verteilung zwischen dem Bund und den 
uber dIe Zusammenfassung und Auswertung Ländern erfolgen soll? 
der Arbeitsergebnisse vorzulegen. 

Das Gutachten soll die Leitlinien einer Raum­
ordnungspolitik vom Standpunkt des Bundes 
unter Beachtung der verfassungsmäßigen 

Präsident: Herr Kanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus: Ich habe schon 
betont, sehr geehrter Herr Abgeordneter, daß 
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Bundeskanzler Dr. Klaus 
unter Bedachtnahme auf die Verfassungslage, 

I 
motorisierten Funkpatrouillendiem;tes ist noch 

die ja gerade in den raumordnungs- und regio - nicht abgeschlossen. 
nalstrukturpolitischen Dingen eine Kompe- ' 
t.enz der Länder vorsieht, unsere Beratungen 
mit Vertretern aus den Bundesländern einge­
leitet worden sind. Es werden also sowohl 
Vertreter der Institute, die sich mit Raum­
ordnungspolitik bisher wissenschaftlich befaßt 
haben und schon Expertisen auch im Auftrage 
von Bundes- und Landesregierungen gemacht 
haben, da sein, ferner aber auch Vertreter der 
Landesregierungen die sich mit Raumordnungs­
fragen schon seit J ahrcn befassen. Es ist zum 
Beispiel bekannt, daß das Land Salzburg 
als erstes der österreichischen Bundesländer 
schon in den fünfziger Jahren ein Raumord­
nungsgesetz erlassen hat. Die Erfahrungen, 
aber auch die Experten, die dort tätig ge­
wesen sind, werden in unsere Arbeit mitein­
hezogen. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Peter: Herr Bundeskanzler! 
\Vel'del1 zur Lösung der mit der Raulllord­
nungsfra.ge zusammenhängenden Straßellpro­
bleme geeignete überstaatliche Kontakte mit 
den Nachbarländern unterhalten? Wenn ja, 
in welcher Form, bitte? 

Präsident: Herr Kanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus: Darii bel', Herr 
Abgeordneter , möchte ich Ihnen heute keine 
Auskunft geben , weil ich mich nicht infor­
mieren konnte. Ich möchte aber umgekehrt 
Ihre Anregung zur Kenntnis nehmen und in 
diesem Expertellkomitee, das in (h�r Sektion V 
des Bundeskanzleramtes zusamment,ritt, diese 
Frage zur Erörterung stellen. 

Präsident: Danke, Herr Bundeskanzler . 

Bundesministerium für Inneres 

Präsident: 5. Anfrage : Abgeordneter Hartl 
(ÖV P) an den Herrn Bundesminister für 
Inneres, betreffend die Auf lassung von Gell­
darmeriepostcn: 

321M 

BCl"t.eht din Ab:sicht, ,veit,Cl'C (:enc!anneJ'i.'· 
posten anfzula8sen ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Inneres Dr. Hetzenauer: 
Herr Abgeordneter Hartl! Auf die Anfrage, 
ob die Absicht besteht, weitere Gendarmerie­
post.en aufzulassen, kann ich ausführen, daß 
das Bundesministerium für Inneres seit Jahren 
hemüht ist, eine Verbesserung der Einsatz­
bereitschaft der Bundesgenclarmerie im In­

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Hartl: Herr Bundef>minist,er! 
Seit ungefähr zwei Jahren ist Gendarmerie­
posten hekannt, daß sie aufgelöst werden. 
Seit zwei .Jahren sind die Gendarmeriebeamten 
dieser Posten in Sorge, ob sie wegkommen 
oder nicht. Herr Bundesminister ! Ich würde 
Sie bitten und fragen, ob die Möglichkeit be­
steht , daß demnächst eine zweckentsprechende 
Antwort auf diese seinerzeitige Anordnung 
kommt. 

Präsident: Herr Minister. 
Bundesminister Dr. Hetzenauer: Sehr ge­

ehrter Herr Abgeordneter! In den ersten 
14 Tagen meiner Ressortleitung wa,!' es mir 
natürlich nicht möglich , aUe diese Belange 
einer Behandlung zuzuführen . Der erste Akt, 
der mir diesbezüglich vorgelegt wurde, be­
t.rifft den Bereich des Landesgendarmerie­
kommandos für Kärnten. Ich habe dort ver­
fügt., üaß im Einvernehmen mit dem Landet;­
hauptmann eine Regelung der offenen Fragen 
angestre bt wird. 

Präsident: 6. Anfrage: Ahgeordneter Mül­
ler (S PÖ) an den Herrn Innellminister, be­
treffend ungarischen Grenzzwischenfall : 

221M 

'''elchE'H �jrgebniH hatten dip Untf'I'SllChullgcn 
d'5 gemischt.en östelTPichiseh-ungal'ischen 
UI'(,llzkommission zur Anfklärung des jüngsten 
Crenzzwisehenfalles, der durch unga.rische Minen 
\-l'l'lll'��'1Cht wurde? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Hetzenauer: Herr Abge­
ordneter Müller! Auf Ihre Anfrage, welches 
Ergebnis die Untenmchungen der gemischt.en 
öst.erreichisch -ungarischen Grellzkommissioll 
zur Auf klärung des jüngsten Grenzzwischen­
falles, d er durch ungarische Minen verursacht 
wurde, hatten, darf ich Ihnen folgendes aus­
führen: 

Die gemischte österreichisch-ungarische 
Kommission zur Untersuchung von Vorfällen 
an der Staat.sgrenze hat am 3. Mai einvernehm­
lkh festgestellt, daß das Explosionsunglück 
am 29. April dieses J ab res in Deutsch-Ka.Itcll­
brunn, bei dem ein Kind getötet und zwei 
\veitere Kinder verletzt ,,'orden sind , zweifels­
frei durch eine ungarisch e Mine, die durch cla.s 
Hochwasser der Raab auf österreichisches 
Hoheitsgebiet angeschwemmt worden ist., her­
vorgerufen worden ist. 

Präsident: Eine ZusatzfragE', 
teresse der öffentlichen Sicherheit zu erreichen. Abgeordneter Müller: Herr Minister! Sind 
Die Zusammenfassung von Gendurmericposten Sie hereit, dr.s Untersllchnngsergebnit1 als Be­
unter möglichst gleichzeitiger Errichtung eines richt dem Nationalrat vorzulegen'? 
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Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Hetzenauer: Herr Abge­
ordneter ! Ich habe das Untersuchungsergebnis 
im gestrigen Ministerrat dem Hohen Minister­
rat mitgeteilt und bin selbstverständlich be­
reit, den gleichen Bericht dem Hohen Hause 
zuzumitteln. 

Präsident: 7. Anfrage: Abgeordneter Zeil­
linger ( F PÖ ) an den Herrn Innenminister , 
betreffend Fremdarbeiter aus den Oststaaten : 

111M 
Ist 013 richtig, daß Fremdarbeiter aus Ost­

staaten, besonders aus Jugoslawien, die unter 
Umgehung der vorgeschriebenen Formalität:n 
in die Bnndesrepnblik Deutschland ausgereist 
sind und aus diesem Grund in ihrem Heimat­
staat strengste Best,rafung befürchten �ü�sen, 
von deutschen Behörden an die österrmchlsche 
Grenze gebracht, dort von der österreichi;?chen 
Gendarmerie zum Weitertransport durch Ost.er­
reich übernommen und übel' die Grenze ihres 
Heimatstaates abgeschoben werden? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Hetzenauer: Herr Abge-
ordneter Zeillinger ! Sie fragen an, ob es richtig 
sei , daß Fremdarbeiter aus Oststaaten, be­
sonders aus Jugoslawien, die unter Umgehung 
der vorgeschriebenen Formalitäten in die 
Bundesrepublik Deutschland ausgereist sind, 
über Österreich an ihren Heimatstaat zurück­
geschoben würden, obwohl sie dort strengste 
Bestrafung zu gewärtigen hätten. Ich darf 
Ihnen dazu sagen, daß nach dem österreichisch­
deutschen Schubabkommen Österreich zur 
Durchschiebung von Drittausländern in ihren 
Heimatstaat verpflichtet ist, es sei denn, daß 
solche betroffene Personen entweder eine 
politische oder strafrechtliche Verfolgung oder 
einen solchen Strafvollzug zu gewärtigen ha­
ben. Eine Abschiebung von Personen nach 
anderen Oststaaten als nach Jugoslawien hat 
nach meinen Informationen bisher nicht statt­
gefunden. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Zeillinger: Herr Minister! 
Angesichts der Tatsache, daß die deutschen 
Innenminister der Länder zur Beruhigung der 
öffentlichen Meinung und der Presse in 
Deutschland strikt erklärt haben, daß selbst­
verständlich solche aus Oststaaten illegal aus­
gereiste Personen, die bei der Rückkehr mit 
einer Bestrafung zu rechnen haben und daher 
quasi politische Flüchtlinge sind, von der 
deutschen Bundesrepublik nicht gegen deren 
'Willen in ihre Heimatstaaten überstellt werden, 
und sie das auch im Fernsehen dadurch doku­
mentiert haben, daß sie sagten : Wir tun es 
nicht, sondern wir geben sie den Österreichern !, 
so daß wir in der unangenehmen Situation 
sind, daß wir die Bösen sind, die diese quasi 

politischen Flüchtlinge in ihre Heimat abschie­
ben, frage ich Sie: Müssen wir Flüchtlinge, die 
natürlich nicht als politische Flüchtlinge an­
erkannt werden, weil sie sonst Deutschland 
behalten müßte, die aber die Deutschen an­
bringen wollen, übernehmen, damit Deutsch­
land erklären kann, sie schieben sie nicht ab, 
aber wir den Schwarzen Petel' in der Hand 
ha ben 1 (Rufe bei der Ö V P.' Genau das!) 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Hetzenauer : Ich darf 
gerade zu diesem Sachverhalt ausführen, daß 
mir die Darstellungen in diesen Fernsehdar­
bietungen nicht bekannt sind und ich daher 
nicht im Detail zu diesen Ausführungen 
Stellung nehmen kann. 

Tatsache ist aber, daß das Bundesmini­
sterium für Inneres streng nach dem öster­
reichisch-deutschen Schubvertrag vorgeht und 
unter diesem Gesichtspunkt verpflichtet ist , 
wie ich Ihnen bereits darstellen durfte, die�e 
Durchschiebungen vorzunehmen. Ich darf aber 
darauf verweisen, daß es dem Bundesmini ­
sterium für Inneres bekannt ist, daß in Fällen 
einer illegalen Ausreise aus Jugoslawien im 
Falle einer Rückkehr von solchen jugoslawi­
sehen Staatsbürgern nach Jugoslawien im 
Gegensatz zu anderen Oststaaten dort in 
Jugoslawien keine Verfolgung wegen Ver­
brechens aus einem solchen Titel stattfindet, 
sondern lediglich eine verwaltungsmäßige Be­
handlung. Diese verwaltungsmäßige Behand­
lung bewirkt nach unseren Feststellungen 
lediglich eine Bestrafung zwischen zehn Tagen 
und einem Monat, sodaß also nicht von einer 
strengen Bestrafung im Sinne Ihrer Anfrage , 
Herr Abgeordneter, gesprochen werden kann. 

Präsident :  Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Zeillinger : Herr Minister ! 
Ich bin gern bereit, Ihnen nähere Hinweise 
auf diesen Fernsehfilm nachher zu geben, 
damit Sie Ihre Informationen ergänzen können. 
Da in diesem Fernsehfilm Flüchtlinge gezeigt 
wurden und vom deutschen Fernsehen, wo 
auch Minister aufgetreten sind, erklärt wurde, 
daß der daheim zehn bis zwölf Monate Kerker 
bekommt, wenn er nach Hause zurückgestellt 
wird, frage ich Sie: Wenn sich herausstellt, 
daß wir Österreicher auf Grund des von 
Ihnen zitierten Abkommens diese quasi-Flücht­
linge tatsächlich schlechter behandeln als die 
Deutschen, die sie nur uns, einem freien Staat, 
übergeben, sind wir dann bereit, unseren 
Rechtsstandpunkt in dieser Frage einer Über­
prüfung und allfälligen Änderung zu unter­
ziehen 1 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Hetzenauer : Ich werde 
den Sachverhalt selbstverständlich noch in 
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Bundesminister Dr. Hetzenauer 

meinem Ressort einer Prüfung unterziehen 
lassen, ich besorge nur, daß wir im Rahmen 
unserer Verpflichtungen nicht sehr viele andere 
Möglichkeiten haben werden. 

Präsident : Danke, Herr Minister. 

8. Anfrage : Abgeordnete Dipl.-Ing. Dok­
tor Johanna Bayer (ÖV P) an den Herrn 
Innellminister, bet.reffend Lehranstalt für die 
Ausbildung der Exekut.ive: 

331M 
'Vann i�t mit, der Errichtung der seinerzeit 

vom Innenministerium in Allssicht genom­
tnenen höheren Lehranstalt für die Ausbildung 
der Exekut ive zn rochnen, deren Anfgabe es 
sein soll, int.eressierten Jugendlichen nach Ab­
schluß der PflicbtRchule diese Ausbildung zn 
ermöglichen beziehungsweise dessen N achwllchs 
im Sicherheit.sdienst zu fördern? 

Präsident: Bitte, Herr Minist.er. 

Bundesminister Dr. Hetzenauer: Frau Ahge­
ordnete! Sie fragen, wann mit der Errichtung 
der seinerzeit vom Innenministerium in Aus­
sicht. genommenen höheren Lehranst.alt, für 
die Ausbildung der Exekutive zu rechnen ist. 
Frau Abgeordnete! Ich muß Ihnen sagen, 
daß das BUlldesministerium für Inneres die 
Errichtung einer höheren Lehrans talt für die 
Ausbildung der Exekutive nicht in Aussicht 
genommen hat, wohl aber darf ich Ihnen 
berichten, daß mein Herr Amtsvorgänger im 
Bnndesministerium für Inneres erwogen hat, 
im kommenden Jahre Absolventen des Poly­
technischen Lehrganges, also Jugendliche nach 
Vollendung des 15. Lebensjahres, als Exekutiv­
lehrlinge im Bereiche des Bundesministeriums 
für Inneres aufzunehmen. Der Verwirklichung 
dieser Absicht haben sich nach Prüfung der 
Sachverhalte erhebliohe Schwierigkeiten ent­
gegengestelIt., sodaß ich im Augenblick nicht zu 
Ragen vermag, ob und wann die Verwirklichung 
dieser Überlegungen meines Herrn Amts­
vorgängers möglich sein wird. 

Präsident : Danke, Herr Minister . 

Bundesministerium für Justiz 

Präsident: 9. Anfrage: Abgeordneter Zeil­
linger (F PÖ) an den Herrn J ust izmini:,;ter, 
bet,reffend Presi:legesetz : 

121M 
Sind Si(' bereit, dem Nationalrat ehebaldigst 

den Entwurf eines neuen Pressegesetzes vorzu· 
legen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesmin ister für Jmitiz Dr. Klecatsky: 
Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Der öster­
l'eichische Pressel'at hat in seiner Resolution 
vom 20. April 1 n66 den Regiernngswechsel 
zum Anlaß genommen, das Parlament und 

auch die Regierung daran zu erinnern, daß die 
österreichische Presse schon seit langem die 
Verabschiedung eines neuen, modernen An­
forderungen entsprechenden, der öffent.lichen 
Aufgabe der meinungRbildenden Presse wie 
der Notwendigkeit des Schutzes von Persön­
lichkeitsl'echten Rechnung t.ragenden Presse­
gesetzes fordere. Der Presserat sei sich, so 
heißt es in dieser Resolution weiter, bewußt, 
daß die Verabschiedung eineR neuen Pres::,;e­
geset.zes eine gewisse Zeit brauche, sei aber 
der Auffassung - ich zit.iere wörtlich -, 
"daß der durch die besonders drückende und 
undemokrat.ische Bürckel-Verordnung aufge­
holJE'ne § 40 des Pressegesetzes rasch wieder 
in Kraft gesetzt werden müsse. " 

Dieser Resolution stimme ich vollinhaltlich 
zu, und zwar sowohl was die berechtigte 
Forderung nach einer sogenannten großen 
Presserechtsreform bet,rifft, als auch in der 
Feststellung, daß ihre Durchführung Zeit 
beansprucht , die Wiedereinführung der im 
Ja hre 1939 abgeschafften Entschädigungs­
pflicht. für ungerechtfertigte Beschlagnahme 
von Druckwerken aber schon vorweg unver­
züglich rückgängig gemacht werden sollte. 

Das Bundesministerium für .Justiz wird 
daher unverzüglich die im .Jahre 19CH unter­
brochenen Arbeiten an der Neugesta.ltung des 
Pressegesetzes wieder aufnehmen und dabei 
die vom Österreichischen Gewerkschaftsbund, 
Sektion Journalisten, angekündigten Reform­
von;chläge verwert.en. 

Darüber hinaus habe ich veranlaßt, daß 
als eine Sofortmaßnahme der Entwurf einer 
Pressegesetznovelle 1966 ausgearbeitet wurde. 
DiesfT Ent"nuf ·wird voraussichtlich dem 
Ministerrat in seiner nächsten Sitzung vor­
liegml. Allerdings hin nach Artikel 41 Abs. I 
des Bundes-Verfassungsgesetzes nicht ich zur 
V orlage eines Gesetzesvorschlages an das Hohe 
Haus berechtigt , sondern nur die Bundes­
regierung in ihrer Gesamtheit ist dazu in der 
Lage. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Zeillinger: Die letzte Richtig­
stellung, Herr Minist,er, ist richtig. Nachdem 
aber in Österreich eine Regierung noch nie 
irgendeine Initiative entwickelt hat (Wider­
spmch des Abg. H artl), welln nicht der zu­
ständige Minister initiativ geworden ist - Herr 
Abgeordneter Hartl, nur warten, bevor man 
einen Zwischenruf macht! -, war die Frage 
so, wie es üblich ist, an den betreffenden 
Minister gerichtet. . 

Ich darf Sie, Hen Bundesminister für 
Justiz , nun fragen, ob Sie bei dem von Ihnen 
angeklindigten neuen Entwurf die Absicht 
haben, auf dem alten Entwurf zu basieren 
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Zeillinger 

und die in diesem Hause schon erfolgten 
jahrelangen Beratungen der Abgeordneten 
dem neuen Entwurf zugrunde zu legen oder 
einen völlig neuen Entwurf ins Haus zu 
bringen. 

Präsident: Herr Minister . 

Bundesminister Dr. Klecatsky: Ich meine, 
daß man den alten, durchgearbeiteten Entwurf 
den weiteren Beratungen zugrunde legen 
müßte . Auch was die Sofortmaßnahme der 
Pressegesetznovelle 1966 anlangt, möchte ich 
beide Reformpunkte, die im Zentrum dieses 
Entwurfes stehen, aus der seinerzeitigen Re­
gierungsvorlage eines Pressegesetzes 1961 be­
ziehen, die ja, wie Sie sagen, bereits in einem 
Ausschuß einer näheren Prüfung unterzogen 
worden ist. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Zeillinger: Nachdem die 
Schwierigkeiten zwischen den beiden früheren 
Hegierungsparteien offensichtlich nicht gerin­
ger geworden sind, die Chancen für das Presse­
gesetz sich dadurch kaum gebessert haben 
und in diesem Hause ja schon einmal jahrelang 
über das Pressegesetz ohne Ergebnis verhandelt 
wurde, besteht die Gefahr, daß das Presse­
gesetz wieder eingebracht wird, aber vor Ende 
der Amtsdauer der Regierung im Hause nicht 
erledigt wird. Darf ich daher fragen : Bestehen 
Chancen, daß noch in der Frühjahrssession 
der neue Entwurf eingebracht wird, weil das 
meiner Ansicht nach die einzige Möglichkeit 
ist, das Gesetz in dieser Session durchzu­
bringen ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Klecatsky: Das kann 
ich derzeit nicht sagen, weil ich die Absicht 
habe, in neue Beratungen über die diver­
genten Punkte einzugehen. 

Präsident: Danke, Herr Minister . 

Bundesministerium für Unterricht 

Präsident : 10. Anfrage :  Abgeordneter Zankl 
(SPÖ) an den Herrn Bundesminister für 
Unterricht betreffend Schule in St. Veit : 

241M 
Kann mit der Eröffnung emer allgeme�n­

bildenden Schule in St. Veit an der Glan 1m 
Herbst dieses Jahres gerechnet werden ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Unterricht Dr. Piffl-
Percevic: Sehr geehrter Herr Abgeordneter ! 
Es kann mit der Errichtung einer allgemein 
bildenden höheren Schule mit dem Beginn 
des Schuljahres 1966/67 in St. Veit an der 
Glan gerechnet werden. Die letzten vom 
Bundesministerium für Unterricht zu bewälti-

genden Probleme sind im Endstadium der 
Lösung. Sie können also damit rechnen, daß 
zum 1. September beziehungsweise in der 
ersten Septemberwoche in St. Veit an der Gla.ll 
erstmalig - nach altem Begriff - Mittel­
schüler einziehen werden. 

Präsident: 1 1 .  Anfrage : Abgeordneter Har­
walik (ÖV P) an den Herrn Unterrichts­
minister, betreffend "Polytechnischer Lehr­
gang" : 

381M 
·Wird es möglich sein, die EntfaltLmg des 

nenen Schultypu8 "Polytechnischer Lehrgang" 
dadurch zu fördern , daß schon bei Bestand von 
drei Klassen Polytechnische Schulen unter 
eigenen Leitungen errichtet werden, weil eine 
einfache orga,nisatorische Anfügung an schon 
bestehende größere Schulkörper jede eigen­
ständige Entwicldl��g dieser Schulform mit nel' 
Zielsetzung einer Uberleitung unserer Schüler 
von der Schulwelt in die Berufswelt von vorn­
herein in Frage stellen müßte ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Piffl-Percevic : Sehr ge-
ehrter Herr Abgeordneter ! Die von Ihnen 
gestellte Frage ist von der Landesgesetz­
gebung zu meistern, da nach den grundsatz­
gesetzlichen Bestimmungen des § 31 Abs. 1 
des Schulorganisationsgesetzes diese Frage 
in die Zuständigkeit der Länder gelegt wurde. 

Präsident: Eine Zusatzfrage.  

Abgeordneter Harwalik: Es ist richtig und 
war mir auch bewußt bei Stellung dieser 
Frage, daß Schulerhaltung, -errichtung und 
-auflassung in die Landesgesetzgebung fällt. 
Aber die Einflußnahme auf die Landesgesetz­
gebung, auf die pädagogischen Körper, auf 
die Lehrkörper, auf die Landesschulräte, dem 
Polytechnischen Lehrgang einen pädagogischen 
Entfaltungsraum zu geben und damit auch 
die Landesgesetzgebung von der pädagogischen 
Seite her zu beeinflussen, scheint mir doch 
eine sehr wesentliche Aufgabe des Bundes­
ministeriums für Unterricht zu sein. Ich 
darf daher, Herr Minister, ergebenst bitten, 
vor allem auch in den Arbeitsgemeinschaften 
und bei den Landesschulräten diesbezügliche 
Vorstellungen zu erheben und Anregungen zu 
machen. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Piffl-Percevic: Herr Ab­
geordneter ! Wir haben in dieser Richtung 
entsprechende Empfehlungen bereits mündlich 
ergehen lassen und sind gerne bereit, sie, 
wenn nötig, auch ·weiterhin in Erinnerung 
zu rufen. 

Präsident: 12. Anfrage : Abgeordneter Peter 
(F PÖ) an den Herrn Unterrichtsminister, 
betreffend Aufklärung in den Schulen über 
Minengefahr : 
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141M 
Sind Sie bereit, angesichts des j üngsten 

Minenunglücks im Burgenlünd, bei welchem ein 
Kind getötet und zwei weitere schwer verletzt 
wurden, Anweisung zu geben, daß in den 
Schulen eine Aufklärllngsaktion eingeleitet 
wird, um alle Schulkinder vor uer im Bereich 
(les Eisernen Vorhangs lauernden Minengefahl' 
beziehungsweise auch vor den noch aus dem 
zweiten W(�Hkl'ieg stümmendpn �prengköl'pl"l'n 
f'lltflpl'cehend zn würnon ? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Piftl-Percevic: Sehr 
geehrter Herr Abgeurdneter ! "ViI' sind Ihnen 
dankbar, daß Sie dipse:;; um: alle bewegende 
Problem aufgegl'iffell haben. vVir haben, einer 
Anregung der burgenländischen Landesre­
gierung folgend,  seit langem in der Unter­
richtsverwaltullg '\Veisung gegeben, daß zu 
Ende jedes Schuljahres eine ausdrückliche 
Instruktion , eine Information der Kinder 
über die Gefahren Rtattfindet, die im Zu­
sammenhang mit. dem Eisernen Vorhang 
stehen, insbesondere über Gefahren, die von 
Minen stammen, die vom Eisernen Vorhang 
herkommen oder die aus den Kriegstagen zu­
rückgeblieben sind. 

"ViI' haben nunmehr den neuerlichen Vorfall 
zum Anlaß genommen, die Behörden des 
Burgenlandes zu bitten, die von ihnen auf­
gelegten und ausgegebenen Plakate insbeson­
dere auch den Schulen zuzuteilen, und haben 
die Weisung im Wege über die burgenländi­
sehen Schulbehörden gegeben, den Kindern 
aus diesem besonderen Anlaß neuerlich die 
Gefahren einzuschärfen und ihnen darüber 
Unterricht zu geben. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 
Abgeordneter Peter : Herr Bundesminister ! 

Über die Minenunfälle des Burgenlandes hinaus 
werden auch durch Kriegsgerät des Zweiten 
Weltkrieges immer wieder Unfälle verursacht. 
Sehen Sie Möglichkeiten, daß auf breiter 
Grundlage im allgemeinbildenden Schul­
wesen noch bessere Aufklärungsmaßnahmen 
durchgeführt werden, als es in der Vergangen­
heit der Fall war, beziehungsweise sehen Sie 
Möglichkeiten, daß dieses Problem auch in der 
Lehl'erfortbildung berücksichtigt wird ? 

Präsident :  Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Piffl-Percevic : Ich sehe 
diese Möglichkeiten und bin gerne bereit" 
Ihrer Anregung folgend, sie auch in einem 
Erlaß den Lehrkräften entsprechend nahezu­
bringen, sodaß neuerlich in allen österreichi­
schen Schulen auf die Gefahren der Minen aus 
den Kriegstagen hingewiesen wird. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Peter : Gestatten Sie, Herr 
Bundesminister, daß ich in diesem Zusammen-

hang noch auf ein Problem verweise : Durch 
die Ausbreitung des Verkehrs sind immer mehr 
Schüler und Schülerinnen Verkehrsunfällen 
ausgesetzt. Nach meiner Kenntnis der öster­
reichischen Lehrpläne ist dem Problem der 
Ersten Hilfe zuwenig Raum gegeben ' "  

Präsident (d,u; Glockenzeichen gebend): Herr 
Abgeordneter, die Frage bezieht, sich auf 
Mi nengefahren ! 

Abgeordneter Peter (fortsetzend) : Sehen Sie 
Möglichkeit.en, diese )i�rage zn beantworten 
und die Erste Hilfe im Unterricht auszubauen ? 

Bundesminister DI'. Piftl-Percevic: ·Wir er­
greifen jede Möglichkeit und danken für jede 
Anregung, die uns auf diesern Gebiete, das 
VOll besonderer Bedeutung ist" zu heRseren Ver­
hältnissen fflint. 

Präsident : 1 :3 . Anfrage: Abgeordnete Doktor 
SteUa Klein-Löw (8 PÖ) an den Herrn Unter­
richtl'aninistel', betreffend Pragmatisierung von 
Mittel:-whullehl'ern : 

251M 
Welche Gründe sind dafür maßgeblich, daß 

von 90 vom Stadtschnlrat. fÜl' Wien zur Prag­
matisierung vorgeschlagenen Mittelschnllehrf'rn 
bis j etzt nur 10 pragmatisiert wurden ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Piftl-Percevic : Sehr 
geehrte Frau Abgeordnete ! Die Verzögerung 
in der Bearbeitung der - wie meine Informa­
tion lautet - 67 Akten rührt daher, daß sie 
im Hinblick auf die neuen Erfordernisse, die 
durch die 1 4. Gehaltsgesetz-Novelle ausgelöst 
wurden , nicht voll belegt waren. Dadurch 
waren Rückverweisungen und Rückfragen not­
wendig, was dazu führte, daß die ansonsten 
zum 1. Jänner beziehungsweise zum 1 .  April 
möglich gewesenen Pragmatisierungen nicht 
mehr rechtzeitig erfolgen konnten. E8 langten 
dann vor dem 1. April zwar noch voll ausge­
stattete Akten ein, in der Zwischenzeit, waren 
aber von anderen Landesschulräten von vorn­
herein vollständige Unterlagen für andere 
Personen eingelangt" die dementsprechend 
zuerst bearbeitet wurden. Es handelt sich also 
lediglich um eine Verzögerung zufolge des 
außerordentlichen zusätzlichen Arbeitsauf­
wandes im Zusammenhang mit der Bewälti­
gung der 1 4. Gehaltsgesetz -Novelle. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordnete Dr. Stella Klein-Löw : Darf 
ich Sie fragen, Herr Bundesminister, ob es 
nicht möglich wäre, in Zukunft, wenn viele 
Pragmatisierungsansuchen einlaufen - nach 
der Liste, die ich habe, sind es 75, 10 sind 
pragmatisiert worden ; also insgesamt 85 -, 
zur schnelleren Erledigung dieser Ansuchen 
zusätzlich Beamte von anderen Dienststellen 

14 
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Dr. Stella Klein-Löw 

heranzuziehen, da es in unser aller Interesse 
liegt, daß gerade der Lehrerstand in keiner 
Weise von irgend welchen Schwierigkeiten be­
troffen wird ? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pif:fi-PerceviC: l'ersonal ­
akten, insbesondere solche, die eine Sicher­
stellung für die Betroffenen bringen, haben 
natürlich Priorität, dieser Priorität kann abor 
nicht durch jeden anderen Beamten zum 
Durchbruch verholfen werden, weil es 8ieh hier 
um eine Spezialmaterie handelt, die nicht jeder 
Bearnte beherrscht. Es ist daher richtig, :-;ie 
den Beamten anzuvertrauen, die mit der 
Materie vollends vertraut sind. Darin l ieg t, die 
Schwierigkeit, zusätzliche Beamte zur Bearbei­
tung heranzuziehen. vVir sind aber gtund­
sätzlich gerne bereit, dort, wo dies möglich ist , 
es auch zu tun . 

Präsident : Zweite Zusatzfrage . 

Abgeordnete Dr. Stella I{1ein-Löw : Darf 
ich Sie nun fragen, Herr Bundesminister, oh 
beim nächsten Schub wenigstens der größte 
Teil der bis jetzt nicht berücksichtigten Prag­
matisierungsansuchen erledigt werden wird ? 

Präsident : Herr Minister . 

Bunde:sministel' Dr. Pifft-Percevic : '\Vir 
hoffen sie zur Gänze zum JUllltermin erledigen 
zu können. 

Präsident : 14. Anfrage : Ahgeordneter Ro bak 
(SPÖ) an den Herrn Unterrichtsminister, 
betreffend l\finderheitenschulgesetz für da!'! 
Burgenland : 

271M 
Nachdem Sie dem Nationalrat vor mehr als 

1 3  Monaten mitgeteilt haben, daß die Vorbe­
reitungen zur Einbringung ei nes Mindol'heit.en­

Schulgesetzes für das Burgenland bel'ei r,s im 
Gange sind, frage ich, ob Sie nunmehr in der 
Lage sind, definitiv bekanntzugebcn, wa.nn 
mit der Vorlage dieses Minderhei ten -Schnl­

geset.zes gerechnet werden kann. 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 
Bundesminister Dr. Piffl-Percevic : Sehr 

geehrter Herr Abgeordneter ! Wir haben uns, 
wie Sie richtig erwähnen, vor etwa 13 Monaten 
mit dieser Materie in der Richtung der Er­
ar beitung eines bezüglichen Gesetzes beschäf­
tigt. Bei der Befassung mit dem Stoff sind 
die Experten sowohl des Unterrichtsmini­
steriums als auch des Bundeskanzleramtes ­
Verfassungsdienst jedoch zu der Meinung 
gekommen, daß der gegenwärtige § 7 des 
Burgenländischen Landesschulgesetzes den An­
forderungen des Artikels 7 des Staatsvertrages 
entspricht und daher ein neues Minderheiten­
Schulgesetz für das Burgenland nicht zwingend 
erforderlich ist. Da in der Zwischenzeit auch 
keine Anträge der Burgenländischen Landes-

regierung in dieser Frage erfolgt sind, findet 
zurzeit eine Bearbeitung dieses Gegenstandes 
nicht statt. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Robak : Herr Bundesminister ! 
Weder das burgenländische Minderheiten­
Schulgesetz noch der Status quo, der sich von 
diesem Gesetz unterscheidet, ist befriedigend, 
und ich möchte Sie fragen, ob Ihnen bekannt 
ist, daß die Unzufriedenheit darüber in den 
Minderheitengemeinden immer größer wird. 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Piffi-Percevic : Es ist 
mir bekannt, daß in dieser Frage innerhalb der 
Minderheitengemeinden eine ziemlich geteilte 
Auffassung herrscht. Wir sind zwar durchaus 
der Meinung, daß jedes Gesetz noch besser 
gema.cht werden kann - jedes Menschenwerk 
ist noch verbesserungsfähig -, eine zwingende 
Notwendigkeit, den staatsvertraglichen Ver­
pflichtungen noch mehr zu entsprechen, konnten 
wir auf Grund der Studien, die angestellt wur­
den, jedoch nicht erkennen. Ich bin aber 
gerne berc>it, die Burgenländische Landes­
regierung und die burgenländische Landes­
schulbehörde neuerlich mit der Frage zu 
beschäftigen, ob dür Zeitpunkt gekommen 
erscheint, über da.s hinaus, was der Staats­
vertrag von uns verlangt, eine Neugestaltung 
zu versuchen. 

Präsident : Zweite Zusatzfl'age .  

Abgeordneter Robak : Herr Bnndesminister ! 
Bie haben bereits darauf hingewiesen, daß es 
zwischen den Minderheiten Meinungsver­
schiedenheiten gibt . Werden Sie beide Gruppen 
der Minderheiten zur Stellungnahme auffor­
dern, wenn eo zu diesem Gesetzentwurf kommt ? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister pr. Piffi-Percevic : Selbst­
verständlich. Es entspricht den Gepflogen­
heiten des Unterrichtsministeriums, jeweils 
ii bel' den Rahmen der gesetzlich zur Begut­
achtung berufenen Stelle hinaus auch die 
unmittelbar betroffenen Gruppen zu befragen. 
Wir werden dies klarerweise auch in einem 
solchen Falle tun . 

Präsident : Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für soziale Verwaltung 

Präsident : 15 .  Anfrage : Abgeordnete Dipl.­
lng. Dr. Johanna Bayer (Ö V P) an die Frau 
Bundesminister für soziale Verwaltung, be­
treffend Bezüge der Kleinrentner : 

361M 
Besteht Aussicht, im .Jahre 1966 auch die 

Bezüge der sogenannten Kleinrentner zu er­

höhen .? 
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Präsident : Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister für soziale Vewaltung 
Grete Rehor : Verehrte Frau Abgeordnete ! 
Ich weiß,  daß die Entschädigungs­
leistungen nach dem KleinrentnergeRetz 
- abgesehen von einer geringfügigen Ab­
geltung für Milch und MolkereiplOdukte -
seit 1 .  Jänner 1 964 nicht erhöht worden sind 
und claß eine echte Leistungsverbesserung 
angeze igt wäre. Ob das noch im Jahre 1966 
erfolgen kann, wird von der endgültigen 
Fassuug des BUlldesfinanzgesetzes abhängen. 

Präsident : 16. Anfrage : Abgeordneter Dokt,or 
van Tongel (F PÖ) an die Frau Bnndesminister 
für Roziale Verwaltung, betreffend Rnhens­
hestimmungen im ASVG. :  

131M 
Sind Sie bereit., in der Bundesregierung die 

Zuleitung einer Rl'giurungsvorlagfl zur Be­

seitigung der RnhensLestimrnl lngen im § 94 
ASVG . 7.11 beantru,gen ? 

Präsident : Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister Grete Rehor: Werter Herr 
Abgeordneter ! Es ist bekannt, daß sich der 
Verfassungsgerichtshof gegenwärtig auf Grund 
eines von der Salzburger Landesregierung ein­
geleiteten Verfahrens mit der Prüfung der 
Verfassungsmäßigkeit der Ruhensbestim ­
mungen des § 9 4  ASVG. befaßt. Die öffentliche 
mündliche Verhandlung in dieser Angelegen­
heit hat am 14. März stattgefunden. Die 
Bekanntgabe seiner Entscheidung hat der 
Verfassungsgerichtshof der schriftlichen Aus­
fertigung des Erkenntnisses vorbehalten. Da 
mit der Zustellung dieses Erkenntnisses in 
der nächsten Zeit gerechnet werden kann, 
halte ich es für zweckmäßig, die Entscheidung 
des Gerichtshofes abzuwarten, bevor in dieser 
Frage die Notwendigkeit weiterer Maßnahmen 
geprüft wird. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr . van Tongel : Darf ich 
Sie fragen, Frau Minister, ob Ihnen bekannt 
ist, daß in der letzten Sitzung des National­
rates mein Fraktionskollege Melter mitge­
teilt hat, daß die Beschwerde der Salzburger 
Landesregierung vom Verfassungsgerichtshof 
abgewiesen wurde ? Das Erkenntnis ist aller­
dings noch nicht publiziert. (Ruf bei der 
Ö V  P: Woher weiß er das dann ?) Darüber 
werde ich Ihnen bestimmt keine Auskunft 
geben I 

Präsident : Frau Minister. 

Bundesminister Grete Rehor : Herr Abge­
ordneter ! Ich möchte zu Ihrer weiteren Anfrage 
sagen, daß es mir richtig und zweckmäßig 
erscheint, mir weitere Maßnahmen znr Prüfung 

vorzubehalten, bis das Erkenntnis des Gerichts­
hofes veröffentlicht ist . 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. van Tongel : Frau Mini­
ster ! Ich würdige durchaus diesen Ihren 
Standpunkt, möchte Sie aber fragen, ob Sie 
für den Fall, daß das noch zu publizierende 
Erkenntnis jenen Inhalt hat, den ich hier 
bekanntgegeben habe und den mein Kollege 
Melier schon vor 14 Tagen erwähnt hat, in 
der Lage sein werden, die }'trage der Auf­
hebung des § 94 ASVG. einer Lösung zuzu­
führen. 

Präsident : Frau Minister. 

Bundesminister Grete Rehor : Herr Abge­
ordneter ! Darf ich Ihnen vielleicht dazu 
folgendes sagen : Es ist Ihnen und voraussicht­
lich allen Damen und Herren des Hauses 
bekannt, daß es eine öffentliche Diskussion 
über die Berechtigung beziehungsweise Not­
wendigkeit einer Ruhensregelung beim Zu­
sanlInentreffell eines Pensionsbezuges aus der 
Pellsionsversicherung mit Erwerbseinkommen 
gibt, die zeigt, daß in dieser Frage keines­
wegs eine einheitliche Auffassung besteht. 
Es gibt Gmppen, die für eine ersatzlose Be­
seitigung dieser Ruhensregelung eintreten, 
es g ibt andere, die die Beibehaltung des 
gegenwärtigen Rechtszustandes für notwendig 
und gerechtfertigt halten, während eine dritte 
Gruppe eine Modifizierung der gegenwärtigen 
Regelung unter Beibehaltung des Ruhens­
grundsatzes als zweckmäßig erachtet.  

Ich möchte noch einmal darauf verweisen, 
daß es angesichts des noch schwebenden Ver­
fahrens beim Verfassungsgerichtshof und der 
Tragweite dieser Entscheidung für das ganze 
Pensionsversicherungssystem, aber auch für 
die Lage auf dem Arbeitsmarkt angebracht 
erscheint, daß wir die differenten Auffassungen 
prüfen und erst nach Prüfung und nach Ver­
lautbarung des Erkenntnisses weitere Maß­
nahmen gesetzt werden. 

Präsident : Danke, Frau Minister. 

Bundesministerium für Finanzen 

Präsident : 17. Anfrage : Abgeordneter Dip!. ­
Ing. Dr. Oskar Weihs (SPÖ) an den Herrn 
Finanzminister , betreffend Propaganda des 
:Finanzministers : 

211M 

Aus welchen Mitteln wurde die Propaganda. 
des Finanzministers im Rahmen der dies· 
jährigen Grazer Frühjahrsmesse bezahlt ? 

Präsident :  Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Schmitz : 
Sehr geehrter Herr Abgeordneter ! Ich darf 
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darauf hinweisen, daß die Sonderschau des 
Bundesministeriums für Finanzen auf der 
Grazer Frühjahrsmesse keine Propaganda 
des Finanzministel's gewesen ist, sondern 
daß sie der Aufklärung und Information der 
Öffentlichkeit über die schwierigen Zusammen­
hänge zwischen Budget, Währung und ·Wirt­
schaft dient. Heute ist eine Finanz- und 
Budgetpolitik ohne dauernde Information und 
Aufklärung nicht mehr möglich. Auch soll 
der Steuerzahler meiner Meinung nach darüber 
informiert werden, was mit Heinem Geld 
geschieht. Ich fühle mich nicht IHn dem 
Hohen Haus hier, sondern der gesamten 
Öffentlichkeit dafür veralltwor·t1ich, was in 
meinem Res�:;ort vor sich geht . 

Diese Sonderschau, die eine \Viederholung 
desBen ist, was schon auf der Wiener Messe 
geschehen ist, wurde, weil es sich um e inen 
Teil der Aufgaben der Finanzpolitik handelt 
- nämlich den Teil, der mit der Aufklärung 
zusammenhängt -, natürlich aus den Mitteln 
des Finanzministeriums bestrit,ten . 

Präsident :  Eine Zusatzfrage . 

Abgeordneter Dipl . - Ing. Dr.  Oskar Weihs : 
Herr Minister ! Ich will mich mit Ihnen nicht 
um das Wort "Propaganda" oller sonst 
etwas streiten. Ich habe aber praktisch 
aus der "Wiener Zeitung" vom 30. April 
1966 diel'le Worte übernommen, denn da 
sprach man von der "Öffentlichkeitsarbeit 
des Finanzministeriums" Aber abgesehen 
davon möchte ich Sie fragen : Wie hoch war 
der . Betrag, der für diese " Öffentlichkeits­
arbeit des Finanzministeriums" ausgesetzt 
wurde, und sind in diesem Betrag auch alle 
jene Kosten enthalten, die beispielsweise 
durch die Aufwendung für die ZolIwache­
beamten, die am Eingang der Grazer Früh­
jahrsmesse standen und dort auch am Sonntag 
den "Schilling" verteilt haben, venm,acht wur-
den ? 

Präsident :  Herr Mini:.:;ter. 

Bundesminister Dr. Schmitz: Der Pavillon 
des Finanzministeriums auf der Grazer Früh­
jahrsmesse wurde als Wanderausstellung kon­
struiert und wird in den nächsten Jahren bei 
verschiedenen Messen und ähnlichen Veran­
staltungen noch zur Aufstellung gelangen. 
Die Anschaffungskosten dieses Pavillons kön­
nen noch nicht genau genannt werden, da 
die Grazer ]'rühjahrsmesse erst am vergan­
genen Sonntag geschlossen hat und eine 
Endahrechnung noch nicht vorliegt. Ich bin 
aber gerne bereit, Ihnen alle diese Auskünfte 
zu geben, sobald die Unterlagen komplett 
sind. 

Präsident: Eine zweite Zusatz frage. 

Abgeordneter Dipl . -Ing. Dr. Oskar Weihs : 
Herr Minister ! Ich glaube aber, daß Sie sicher­
lich übel' die Kosten, die bei der Frühjahrsmesse 
durch diese Ausstellung verursacht worden 
sind, die schon fast zwei Monate zurückliegt, 
Aufschluß geben können. 

Präsident : Herr MiniFlter. 

Bundesminister Dr. Schmitz : Es sind für 
die Kosten dieser \Vanderausstellung, die, 
wie gesagt., ja mehrma]R Verwendung findet, 
sodaß es sich also nicht um die Kosten dieser 
e inen AusRt.ellung allein handelt, 1 ,3  Millionen 
Schil ling kalkuliert. Dieser Betrag wird in 
einer vielfältigen Verwendung zum Nieder­
schlag kommen und wird dem Steuen>.ahler 
die Möglichkeit geben, die Information zu 
bekommen . Ich glaube also, 50 g pro Steuer­
zahler wird es jedem wert sein , laufend 
informiert zu werden. Auch der Besuch der 
AURstellullg zeigt, daß der Zweck damit erfüllt 
wird. 

Präsident : Eine zweite Zusat.zfrage. (Rn! 
bei der Ö V P: Das ist ja schon die drWe ! ) 
0, Pardon ! Hier gilt nicht der Grundsatz : 
Aller guten Dinge sind drei .  

Ahgeoedneter Dipl . -Ing� Dr. Oskar Weihs : 
Herr Präsident ! Es ist das keine Zusatzfrage, 
sondern der Hen Finanzminister hat oine 
Frage zu beantworten vergessen. 

Präsident : Bitte - da der Herr Minister 
bereit il'lt, zu antworten. 

Abgeordneter Djpl . -Illg. De. Oskar Weihs : 
Sie hahen die li'r-age vergessen zu beantworten,  
wie hoch die  Kosten der zusätzlichen persön­
lichen Aufwendungen für die Zollwachebeamten 
waren . (Abg. Pe ter: Eine neue, liberale1'e Hand­
habung der Geschä/tslmlnung bahnt sich an !) 

Bundesminister Dr. Schmitz : Bitte, diese 
Frage möchte ich bei V Ol']age der konkreten 
Ziffern beantworten. Ich bin jetzt nicht im 
Bi lde, was in dieser Summe mit eingeschlossen 
ü;t. Ich nehme an, daß das die Kosten der 
Ausstellung sind und nicht vielleicht Kosten, 
die im Zusammenhang damit stehen. 

Präsident : 1 8. Anfrage : Abgeordneter Peter 
(F p(j) an den Herrn Finanz minister, be­
treffend Bundeszuschlag zur Mineralölsteuer : 

6/M 
Sind Sie der Auffassung, daß die bevor­

st.ehende Erhöhung des Bundeszuschlags zur 
Mineralölstener mit den notwendigen Maß­
nahmen zur Förderung des vVirtschaftswachs­
t,nms in Einklang gebracht werden kann 1 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Schmitz : Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter ! Ich darf doch die Frage 
ausnahmsweise wiederholen, weil die Antwort 
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dar�uf es eben erfordert. Sie fragen mich, 
ob ICh der Auffassung bin, daß die bevor­
stehende Erhöhung des Bundeszuschlages zur 
Mineralölsteuer mit den notwendigen Maß­
nahmen zur Förderung des Wirtschaftswachs­
tums in Einklang gebracht werden kann. 
Ich muß unterstreichen, sehr geehrter Herr 
Abgeordneter, daß sie sogar ein sehr wesent­
licher Beitrag zum Wirtschaftswachstum ist. 
Diese Mittel, die damit aufgebracht werden, 
werden zweckgebunden ausschließlich für den 
Straßenbau Verwendung finden, und der Aus­
bau der Infrastruktur ist eine wesentliche 
Voraussetzung für eine erfolgreiche Ankurbe­
lung des Wirtschafts wachstums im Bereich 
der privaten Wirtschaft. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Peter : "rie stehen Sie 
dann, sehr geehrter Herr Bundesminister, 
zu jenen Auffassungen von Fachleuten Ihres 
Lagers,  die Zuschläge zu Bundessteuern als 
un�eeignete Maßnahmen zur Förderung des 
WIrtschaftswachstums bezeichnen :? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Schmitz : Diese Meinung 
kann durchaus vertreten werden. Ich bin 
anderer Meinung. Es hängt sehr davon ab, 
auf welche Steuer eine Erhöhung erfolgt. 
Aber Steuern, die wie diese dazu dienen 
daß potentielle Konsumausgaben einer direkteI� 
Investition zugeführt werden, '.>;erden - ich 
n�hme j etzt hier etwas vorweg, was ich in 
e1 ... er S�unde sagen werde - der einzige Weg 
sem, dIe rasch steigenden Konsumausgaben 
durch eine Finanzierung von Investitionen 
dav�.

r zu .bewahren, daß sie den Spielraum 
der offenthchen Investitionen immer mehr und 
mehr einschränken. 

Präsident : Eine zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Peter: Beabsichtigen Sie, Herr 
Bundesminister, durch Einführung weiter­
gehender Zuschläge zu Bundessteuern das 
Wirtschaftswachstul11 zu fördern ? (Heiterkeit 
bei F PÖ und 8PÖ.) 

Präsident : Herr Minister. 

BUl�desmin�ster Dr. Schmitz : Ich glaube, 
daß dIese AbsICht nicht besteht. (Abg. Ze i l l in­
ge.r: Unabsichtlich ! - Neuerliche Heiterkeit.) 
DIe Erhöhung dieser Steuer hinge auch davon 
ab, was rein wirtschaftlich möglich ist. Wir 
müssen Wert darauf legen, daß der Benzin­
preis in Österreich niedriger ist als in den 
Nachbarstaaten aus den Effekten, von denen 
auch das Aufkommen abhängt. 

Präsident : 19. Anfrage : Abgeordneter Ma­
chunze (Ö VP) an den Herrn Finanzminister 
betreffend Lastenausgleichsleistungen : 

' 

291M 
. Welc�e Maßnahm�n sind beabsichtigt , um 
J�no �emungsverschlCdenheiten zu beseitigen, 
dlE' mIt dell deutschen Lastenausgleichsbehörden 
hi�sichtl

.
ich der Gewä�!ung von Lastenaus­

glelchslClstungen an in Osterreich lebende An­
spruchsberechtigte im Sinne des Finanz- lmd Aus­
gleichsvertrages ent.standen sind ? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundcsminülter DL Schmitz : Bei den gemäß 
Artikel 7 des Finanz- und Ausgleichsvertrags 
vorgesehenen technischen Kontakten mit der 
deutschen Seite waren die Vertreter des 
Bundesmillisteriums für Finanzen bemüht 
die Frage der Berücksichtigung aller jene:' 
österreichischen Staatsbürger im deutschen 
Lastenausgleich zu lösen, die sich nach der 
Vertreibung mehr als ein Jahr auf dem 
Gebiet der BUlldesrepublik Deutschland auf­
gehalten haben und dann nach Österreich 
ausgewandert sind. Eine befriedigende Lösung 
ist nicht erreicht worden. Ich habe das 
B�ndesministeriuIl1 für Auswärtige Angelegen­
heIten vom Inhalt der Gespräche in Kenntnis 
gesetzt. Das Bundesministerium für Aus­
wärtige Angelegenheiten hat bereits mitgeteilt, 
daß auf interministerieller Ebene geprüft wird, 
'.velche Schritte im Interesse der Betroffenen 
unternommen werden können. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Machunze : Herr Bundes­
minister t Können Sie die Zahl der Betroffenen 
angeben, die durch den Streit z wischen den 
österreichischen Finanzbehörden und der Bun­
desrepublik Deutschland sozusagen zwischen 
den Stühlen durchfallen. Um wie viele Per­
sonen handelt es sich nach den bisher fest­
gest.ellten Tatsachen ? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Schmitz :  Nach den 
vom Finanzminisierium erfaßten Fällen dürften 
eR etwas über 600 sein, aber ich muß bemerken 
daß von deutscher Seite angenommen wird : 
daß es weit mehr Fälle sind . 

Präsident : Eine zweite Zusatzfrage . 

Abgeordneter Machunze : Herr Bundes­
minister ! Ich befürchte, daß die Verhandlun­
gen auf Beamtenebene zwischen den öster­
reichischen und den deutschen Beamten zu 
keinem Ergebnis führen. Sind Sie bereit, 
gemeinsam mit dem Herrn Außenminister 
dafür einzutreten, daß das Problem auf 
Regierungsebene nach fünf jähriger Dauer be­
reinigt wird ? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Schmitz : Ich glaube, 
das Problem sollte so rasch wie möglich 
gelöst werden. Ich werde mich dafür ein-
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setzen, soweit es in meine Kompetenz fällt, 
dieses Problem so rasch wie möglich einer 
Lösung zuzuführen. 

Präsident : 20. Anfrage : Abgeordneter Meißl 
(F PÖ) an den Herrn Finanzminister , be­
treffend Fernverkeht'steuer : 

7/M 
Bis wann kann mit einer Hefol'm des der­

zeitigen, die Entwicklungsgebieto unseres Lan­
des in völlig ungerechtfertigter Weise benach­
teiligenden Systems der Fernverkehrsteuer 
(Beförderungssteuer) gerechnet werden � 

Präsident :  Bitte, Herr Minister. 
Bundesminister Dr. Schmitz : Die Verhand-

lungen wegen einer neuerlichen Novellierung 
des Beförderungssteuergesetzes 1 953, durch 
die auch eine Reform der derzeitigen Be­
steuerung des Güterfernvel'kehrs erfolgen wird , 
haben bereits begonnen. :Es kann damit 
gerechnet werden, daß noch im Laufe dieses 
Jahres das Begutachtungsverfahren für die 
neuerliche Abänderung des Beförderungs�teuer­
gesetzes eingeleitet werden wird. 

Präsident : Eine Zusatzfrage . 

Abgeordneter MeißI : Herr Bundesminister ! 
Ist Ihnen bekannt, daß diese Maßnahme 
gerade im Hinblick auf eine aktive Grenz­
landförderung von besonderer Bedeutung ist, 
und werden Sie das auch in Ihre Betrachtung 
miteinbeziehen ? 

Präsident :  Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr . Schmitz : Ich sehe in 
der Beseitigung der negativen Folgen der 
Fernverkehl'steucl' für die Randgebiete zwar 
nicht den einzigen, aber den Hauptanlaß 
für die Reform dieses Gesetzes. 

Präsident : Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für Land- und Forstwirt­

schaft 

Präsident : 21 . Anfrage : Abgeordneter Dipl . ­
lng. Fink (ÖV P) a n  den Herrn Bundes­
minister für Land- und Forstwirtschaft, be­
treffend Freimachung der Tierbestände von 
Bang und Tbc : 

341M 
Wieweit ist die Freimachung unserer Tier­

bestände von Bang und Tbc gelungen 't 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft Dipl. -Ing. Dr. Schleinzer : Herr Abge­
ordneter ! Nach dem Stand vom 3 1 .  März 
dieses Jahres sind sowohl dem staatlichen 
Bang-Bekämpfungsverfahren als auch der 
staatlich geförderten Bekämpfung der Rinder­
Tbc alle rinderhaltenden Betriebe Österreichs 
angel:!chlossen. Die restlichen tbc- und auch 

bangreagenten Tiere werden noch im Laufe 
dieses Jahres und des kommenden Jahres 
ausgemerzt werden. Mit Ende 1 967 wird 
demnach Österreich praktisch frei von Rinder­
tuberkulose und vom seuchenhaften Ver­
werfen der Rinder, also der Bangseuche, sein.  

Es wird damit z weifellos eine volkswirt­
schaft.lich und auch volksgesundheitlich in 
gleicher Weise bedeutsame Maßnahme des 
letzten Jahrzehnts ihren erfolgreichen Ab­
schluß gefunden haben. 

Präsident : 22. Anfrage : Abgeordneter Pfeifer 
(S PÖ ) an dcn Herrn Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft, betreffend Inhalt 
des "Volksblattes" als Lehrstoff : 

231M 
'Ver ist dafür verantwortlich, daß in einet' 

Landwirt.schaftlichen Fortbildungsschule in 
Niederösterreich der InhH,lt der ÖVP-Zeitnng 
"Volksblatt" zum täglichen Lehrstoff gehört 't 

Präsident: Bitte, H err Minister. 

Bundesminister Dipl . -Ing.Dr, Schleinzer: Herr 
Abgeordneter ! Es ist mir nicht bekannt, daß in 
einer landwirtschaftlichen Fortbildungsschule in 
Niederösterreich das "Volksblatt" zum täglichen 
Lehrstoff gehört. Im übrigen darf ich mir gestat­
ten, darauf hinzuweisen, daß die landwirtschaft­
li chenFort bild ungs8ch ulen Niederösterreichs auf 
Grund des Landesgesetzes vom Juli 1951 
eingerichtet worden sind . Die Verwaltung 
dieser Schulen fällt demnach nicht in den 
Zuständigkeitsbereich des Bundesministeriums 
für Land- und Forstwirtschaft. 

Präsident : 23. Anfrage : Abgeordneter Dipl.­
Ing. Fink (Ö V P) a n  den Herrn Bundesminister 
für Land- und Forsb�'irtschaft, betreffend 
Nutzung der Almflächen : 

351M 
\-Vas kann das Min isterium tun, um die für 

die Volksel'nähl'lmg Ba ,vichtige Nutzung der 
Almflächen zu erhalten ? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dipl . -Ing. Dr. Schleinzer: Herr 
Abgeordneter ! Die Almwirtschaft spielt für die 
österreichische Landwirtschaft nach wie vor eille 
bedeutende Rolle . Sie ist unentbehrlich, und sie 
muß auch für die Zukunft erhalten werden. Aller­
dings wird von dem allgemeinen Umstellungs­
und wirtschaftlichen Anpassungsprozeß auch 
die Almwirtschaft erfaßt. Die Voraussetzun­
gen für die Bewirtschaftung der Almen haben 
sich im Hinblick auf die arbeitswirtschaftliche 
Situation wesentlich geändert. Dieser Ent­
wicklung muß Rechnung getragen werden. 
Die notwendigen Maßnahmen - soweit sie 
vom Bundesministerium gefördert werden ­
sind in den Sonderrichtliilien für die Gewährung 
von Bundesmitteln . zur Förderung der Alm� 
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und Weidewirtschaft zusammengefaßt. Als J Abs. 1 in Verbindung mit Artikel 78 Abs. 2 
besonders vordringliche Maßnahmen in diesem des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung 
Zusammenhang darf ich erwähnen die not- VOll 1 929 den Botschafter Dr. Karl Gruber 
wendige Trennung von Wald und Weide, zum Staatssekretäl' ernannt und ihn zur Unter­
eine Maßnahme, die nicht nur einer rationel- stützung in der Geschäftsführung und zur 
leren und intensiveren Wirtschafts weise ent- parlamentarischen Vertretung mir beigegeben 
gegenkommt, sondern die auch aus raum- hat. 
ordnungspolitischen Erwägungen notwendig Klaus" 
erscheint und ebenso in diesem Zusammenhang 

Präsident ; Dient zur Kenntnis. 
auch die Zielsetzung, auf kleinerer Fläche 
intensiver die Almwirtschaft zu betreihen . Ich begrüße respektvoll den in unserer 

Mitte erschienenen Herrn Bundespräsidenten . 
Eine wesentliche Voraussetz.ung für alle diese (Die Abgeordneten erheben sich von ihren Plätzen 

Maßnahmen ist die Erschließung der Almen und spenden dem Bundespräsidenten Beifall) 
durch Wege, die mit Kraftfahrzeugen zu be- Ich ersuche nunmehr den Schriftführer, 
fahren sind. Was im Rahmen der Verkehrs- Herrn Abgeordneten Machunze, um die Ver-
erschließung im allgemeinen für den Güter- lesung der eingelangten Regierungsvorlagen. 
wege- und Forstwegebau gilt, gilt in diesem Da es sich um eine größere Anzahl handelt, 
Zusammenhang . auch für die E�'schließung werde ich in der Weise vorgehen, daß ich 
der Almen.. W�r .werden allen dIesen �aß- nach jeder vom Schriftführer bekanntgegebe­
n���en �elterhm 1m Rahmen der bud�etaren nen Regierungsvorlage den Ausschuß nenne, 
MoghchkeJten unsere AufmerksamkeIt zu- dem ich die betreffende Vorlage zuzuweisen 
wenden. 

I beabsichtige. 
Präsident : Ich danke, Herr Minister. Ich bitte daher den Schriftführer, nach 
Die 60 Minuten der Fragestunde sind abge- der Verlesung der einzelnen Titel der Regie­

laufen. Somit ist die Fragestunde b e e n cl e t .  rungsyorlagen jeweils eine kurze Pause zu 
machen. Die eingelangten A n t r ä g e  w e i s e  ich z u  

wie folgt : 
3JA der Abgeordneten Mitterer und Genos­

sen, betreffend Abänderung des Gewerbesteuer­
gesetzes 1 953, dem Finanz- und Budgetaus­
schuß ; 

4/A der Abgeordneten Dipl .-lng .  Fink und 
Genossen, betreffend Ergänzung der Bundes­
verfassung, dem Verfassungsausschuß .  

Die schriftliche B e a n t w o r t u n g  der An­
frage 4/J der Abgeordneten MeißI und Ge­
nossen an den Herrn Bundesminister für Handel 
und Wiederaufbau, betreffend den neuerlichen 
Erdrutsch am Ausbau der Gleichenberger 
Bundesstraße, Bauvorhaben Klausen, wurde 
den Anfragestellern ü b e  I' In i t t e H. Diese An. 
fragebeantwortung wurde auch vervielfältigt 
und an alle Abgeordneten verteilt. 

Ich gebe bekannt, daß mit Schreiben des 
Bezirksgerichtes Neunkirchen vom 2 1 .  April 
1966 die Mitteilung eingelangt ist, daß die 
Privatanklage gegen den Abgeordneten zum 
Nationalrat Alois Scheibenreif vom Privat­
ankläger Abgeordneten Dr. Kreisky zurück­
gezogen worden ist. 

Ich ersuche den Schriftführer, Herrn Ab­
geordneten Machunze, um die Verlesung des 
E-i n l a ufe s. 

Schriftführer Machunze : 

"An den Herrn Präsidenten des National­
rates. 

Ich beehre m ich , die Mitteilung zu machen, 
daß der Herr Bundespräsident mit Ent­
schließung vom 25. April 1966 gemäß Ar'tikel 1 7  

Ich bitt.e nunmehr den Schriftführer, mit 
der Verlesung zu beginnen. 

Schriftführer Machunze : Von der Bundes­
regierung sind folgende V 0 r l  a g  e n eingelangt : 

Vertrag zwischen der Republik Österreich 
und dem Königreich Griechenland über die 
Rechtshilfe auf dem Gebiet des Zivil- und 
Handelsrechts (5 der Beilagen) . 

Präsident : J ustizausschuß.  

Schriftführer Machunze : Bundesgesetz, mit 
dem eine Überschreitung für die Tierseuchen­
bekämpfung genehmigt wird ( 1 .  Budgetüber­
schreitungsgesetz) ( 10 der Beilagen) .  

Präsident : Finanz- und Budgetausschuß .  

Schriftführer Machunze : Bundesgesetz, be­
treffend Veräußerung und Belastung von bun­
deseigenen Liegenschaften in der Katastral­
gemeinde Millstatt und in anderen Katastral. 
gemeinden ( 1 1  der Beilagen) .  

Präsident : Finanz- und Budgetausschuß .  

Schriftführer Machunze : Bundesgesetz über 
die Errichtung eines Bundesministeriums für 
Bauten und Technik und über die Neuordnung 
des Wirkungsbereiches einiger Bundesmini­
sterien (12 der Beilagen) .  

Präsident : Zur Geschäftsbehandlung hat 
sich der Abgeordnete Probst gemeldet. Gemäß 
§ 52 Abs. 3 der Geschäftsordnung beschrlinke 
ich die Redezeit für alle Wortmeldungen 
zu diesem Gegenstand auf fünf Minuten. ·  
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Abgeordneter Probst ( SPÖ) : Ich beantrage ge­
mäß § 41  der Geschäftsordnung, die Regierungs­
vorlage für ein Bundesgesetz über die Errich­
tung eines Bundesministeriums für Bauten und 
Technik und über die Neuordnung des Wir­
kungsbereiches einiger Bundesministerien einer 
ersten Lesung zu unterziehen. 

Präsident: Zum Wort meldet sich niemand, 
daher brauche ich über die Einleitung einer 
Debatte nicht abstimmen zu lassen. 

Ich bitte daher jene Damen und Herren, 
die für die Abhaltung einer ersten Lesung stim­
men, sich von den Sitzen zu erheben. - Das 
ist die Minderheit. Abgelehnt. 

Ich bitte den Schriftführer, mit der Ver­
lesung der eingelangten Regierungsvorlagen 
fortzufahren. 

Schriftführer Machunze : Bundesgesetz, mit 
dem das Zolltarifgesetz 1958 neuerlich ab­
geändert wird (4. Zolltarifgesetznovelle) ( 1 3  der 
Beilagen) . 

Präsident: Zollausschuß.  

Schriftführer Machunze : Bundesgesetz, mit 
dem das Außenhandelsgesetz neuerlich ab­
geändert wird (Außenhandelsgesetznovelle 
1966) ( 14  der Beilagen) .  

Präsident: Handelsausschuß. 

Schriftführer Machunze : Bundesgesetz, be­
treffend das Bundesfinanzgesetz für das Jahr 
1 966 ( 15  der Beilagen) . 

Präsident: Eine Zuweisung erfolgt vorerst 
noch nicht. 

Bitte, Herr Schriftführer. 

Schriftführer Machunze: Bundesge::;etz, mit 
dem den Ländern und Gemeinden eine Fi­
nallzzuweisung im Jahre 1 966 gewährt wird 
( 1 6  der Beilagen) .  

Präsident: Finanz. und Budgetausschuß . 

Schriftführer Machunze: Bundesgesetz, mit 
dem die Zuständigkeit des Landeshauptmannes 
auf dem Gebiet des öffentlichen Sicherheits­
wesens wiederherge::;tellt wird ( 1 7  det, Bei­
lagen) .  

Präsident: Zur Geschäftsbehandlung hat 
sich der Herr Abgeordnete Dr. vVithalm 
gemeldet. Gemäß § 52 Abs. 3 Geschäftsord­
nungsgesetz beschränke ich die Redezeit für 
alle Wortmeldungen zu diesem Gegenstand 
auf fünf Minuten. Herr Abgeordneter ! 

Abgeordneter . Dr. Withalm (ÖVP) : Ich be­
antrage gemäß § 41 Abs. 1 des Geschäfts­
ordnungsgesetzes, eine erste Lesung über diese 
Regierungsvorlage durchzuführen. 

Präsident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Wir kommen daher zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die für 
die Abhaltung einer ersten Lesung stimmen, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Einstimmig 
angenommen. 

Ich bitte nunmehr den Schriftführer, in 
der Verlesung der eingelangten Regierungs­
vorlagen fortzufahren. 

Schriftführer Machunze : Bundesgesetz über 
die Bundesmineralölsteuer (Bul1desmineralöl­
steuer gesetz - BMinStG. )  ( 18  der Beilagen) .  

Präsident: Zur Geschäftsbehandlung hat 
sich der Herr Abgeordnete Dr. Broda gemeldet. 
Gemäß § 52 mache ich nochmals darauf auf­
merksam, da.ß für alle Wortmeldungen fünf Mi­
nuten vorgesehen sind. Herr Abgeordneter ! 

Abgeordneter Dr. Broda (SPÖ) : Herr Prä­
sident ! Gemäß § 41 Abs. 1 Geschäftsordnung be­
antrage ich die Durchführung einer ersten Lesung 
über diese Regierungsvorlage, betreffend ein 
Bundesmineralölsteuergesetz . 

Präsident: Weitere "Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Ich lasse daher sofort abstimmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die für 
die Abhaltung einer ersten Lesung stimmen, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Das ist 
die Minderheit, Abgelehnt. (Abg. Gze t t e l :  
Das ist die neue Demokratie ! A bg. 
Dr. Brodet .· Nur angenehme Vodagen, Herr 
Kollege Withalm ! Erste Lesung nur für an­
genehme Vorlagen !) 

Ich bitte nunmehr den Schriftführer, mit 
der Verlesung der Regierungsvorlagen fort­
zufahren. ( Zw'ischenrufe bei der F PÖ. -
A bg. L i ba l :  Auszählen ! - Abg. H o r r :  Bei 
der ersten Abstimmnng waren nu,r 76 Abge­
ordnete von Ihnen anwesend ! lV eitere 
Zwischen,mfe.) Aber der HOlT Abgeordnete 
van Tongel hätte sich ja sofort melden sollen . 
( Ruf bei der F PÖ : E'r hat sich gemeldet !) 
Bitte , dann lasse ich auszählen, ,venn es ge­
wünscht \vird. (Erne'ute Zw'ischenruJe. 
Abg. Dr. T u l l :  Dr. Tongel hat eine A us­
zählu'ng vedangt !) Es ist keine Auszählung 
verlangt worden. (Abg . Dt'. Gorbet c h : Nein ! 
Wer hat es verlangt ?) Wenn der Herr Abge­
ordnete van Tongel eine Auszählung ver­
langt, werde ich dem Wunsche stattgeben. 
(Abg. Dr. van Tonge l :  Aber nicht jetzt, wo 
alle he'rinnen sind, die vo'rher draußen waren ! -
He'iterke"it. - Ruf des Abg. Fa c h l e u tner. 
- Gegenrufe. - A bg. P e t e r :  Das ist kein 
1Theaterspiel, sondern die Behandlung der Ge­
schäftsordnung !) 

Ich lasse daher jetzt abstimmen. ( Weitere 
anhaltende Zwischenrufe. - Der Präs i d e n t  
gibt das Glockenzeichen. - Ahg. Pe t e r :  Wenn 
Sie darunter ein Theaterspielen verstehen, Herr 
Kollege, dann bitte !) Bitte j etzt keine De-
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Präsident 
batten ! (Ständige Zwischenrufe.) Herr Doktor 
van Tongel, Ihrem Wunsche wird Rechnung 
getragen. (Abg. Prin ke,  zur F PÖ : Ihr seid 
selber nicht mehr sechs ; einer fehlt ! - Abg. 
A l t enburg e r : Wenn noch ein paar fehlen, 
bleibt nichts meh1' übrig ! - A bg. Mi t t ere r :  
Vielleicht werden einmal noch mehr fehlen !) 

Ich lasse jetzt abstimmen. Ich bitte noch­
mals jene Damen und Herren , die für die Ab­
haltung einer ersten Lesung stimmen, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Bitte, meine 
Beamten, jetzt zu zähleIl. (Die Stimmen 
'werden gezählt. - Abg. P e t  e r :  Wer zählt 
denn ? - Heiterkeit. - Abg. We i k h a r t :  Wer 
zählt ?) Die Beamten zählell. 

Es ist ja keine schriftliche Abstimmung 
verlangt worden, meine Damen und Herren ! 
(Abg. We i k h a r t : Das ist doch nicht möglich, 
daß das der Herr Parlamentsdirektor allein 
macht ! Herr Präsident, die Ordner einsetzen ! 
Das müssen ja die Ordner machen ! - Weitere 
Zwischenru/e llnd Lärm. - Der Präs ide n t  
gibt das Glockenzeichen.) Meine Herren ! Das 
ist der erste Probegalopp, auch da müssen 
wir uns einmal einarbeiten. (Heiterkeit bei 
der F PÖ.j Wir werdell das , Herr Kollege, 
in der nächsten Präsidialsitzung klären. 
( Zwischenrufe.) Jetzt bin ich am Wort. Es 
ist keine schriftliche Abstimmung verlangt 
,,,·orden , sondern eine Auszählung. Die Aus­
zählung machen die Beamten des Hauses. 

Ich gebe das Ergebnis bekannt : Für den 
Antrag haben 74 Abgeordnete gestimmt und 
81 sind sitzen geblieben . Damit ist der An­
trag abgelehnt . (Abg. Dr. P i t te rma n n :  
" Sitzengeblieben" sind nicht nlle ! - Heite1'­
keil.) Wir werden abwarten , wer in die 
nächste Klasse aufsteigt . (Aby. Pro b s t :  
Wenn metn nut' eine �lIfehrheit von drei Abge­
ordneten hat, muß man damit rechnen ! -
Abg. Dr. W i t h a l m :  Natü1·lich !) 

Ich bitte nunmehr deu Schriftführer , mit 
der Verlc8ullg der Regierungsvorlagen fort­
zufahren. (A nhaltende Zwischenrufe.) 

Präsident :  Finanz- und Budgetausschuß.  
( A nhaltende Unruhe.) 

Ich hitte sich etwas zu beruhigen. Es wird 
viel Zeit zum Reden sein. 

Herr Schriftführer ! 
Schriftführer Machunze : Ferner �ind einge­

laugt : 
Bericht der Bundesregierung , betreffend das 

Jahresprogramm 1966/67 und die Grundsätze 
des ERP-Fonds. 

Präsident : Finanz- und Budgetausschuß . 

Schriftführer Machunze : Bericht des Müh­
lenfonds für die Zeit vom 1 .  Jänner 1964 bis 
3 1 .  Dezember 1964 und vom 1 .  März 1965 bis 
3 1 .  Dezember 1 965 - Vorlage durch das 
Bundesminü;terium für Handel und Wieder­
aufbau, 

Präsident :  Handelsausschuß. 

Schriftführer Machunze : Bericht der Bun. 
desregierung gemäß § 9 Absatz 2 des Land­
w irtschaftsgesetzef:l , BGBl. Nr. 155/ 1960 
(Grüner Plan 1 966) . 

Präsident :  AusDchuß für Land- und Forst­
wirtschaft. 

Schriftführer Machunze : Ferner ist einge­
langt ein Ersuchen des Bezirksgerichtes Stainz 
um Aufhebung der Immunität des Abge­
ordneten zum Nationalrat Michael Pay wegen 
§ 431 Strafgesetz (Verkehrsunfall). 

Präsident : Irnmunitätsausschuß. 
Die Abgeordneten Peter und Geno�sen 

haben einen A n  t r a g, bet,reffend Abänderung 
des Einkommensteuergesetzeti, eingebracht . 
Der Antrag itit nicht genügend unterstützt . 
Ich stelle daher gem äß § 18  Abs. f) Gm;chäftH­
ordnungsgesetz die Untcrstütznngsfrage. Ich 
bitte jene Damen und Herren , die diesen An­
trag unterstützen, Dich von den Sitzen zu CI·­
hüben . - Der A ntrag itit n i c h t  ge n ü g e n d 
u n t e r s t ü t z t . 

Es ist b c a n t r a g t" dcn Punkt 5 der heutigell 
Tagesord nung : Wahl der Vel treter Öst.er­

I:-)ehriftfühl'er Machunze : Bunuesgesetz, mit reichs in der Beratenden Versamm lung des (�el1l da:,; �auarbei ter-Url�ubsge�et,z 1 957 neue:- Europarates , von der Tagesordnung a b zu­
heh abgeandert und erganzt WIrd (19 der Bel- s e t z e n. Ich bringe diesen Antrag gemäß 
lagen) . : § 38 Abs. 5 des Geschäftsordnungsgesetzes 

Präsident : AlH�schuf3 für soziale Verwaltung. 

Schriftführer Machunze : Bundesgesetz, lll it 
dem zum Bundesgesetz über Wohnungsbei­
hilfen für das Geschäftsjahr 1 966 eine Sonder­
regelung getroffen wird (20 der Beilagen) .  

Präsident: Ausschuß für soziale Verwaltung. 

Schriftführer Machunze : Bundesgesetz, mit 
dem das Verteilungsgesetz Rumänien abge­
ändert wird (21 der Beilagen). 

zur Abstimmung . Dazu mache ich darauf 
aufmerksam, daß gemäß § 38 Abs. 5 des Ge­
schäftsordnungsgesetzes für die Beschlußfas­
sung hierüber die Zweidrittelmehrheit der an­
wesenden Mitglieder erforderlich ist . 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Antrag ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. (Die Abgeordneten 
der Ö V  P und SPÖ erheben sich von ihren 
Sitzen. - Abg. Dr. van 'Po n g e l :  Die Koalition 
funktioniert wieder !) - Mit Mehrheit auge· 
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n o m m en. Illfolge destlen ist der Punkt 5 abge- des Bundesministers für Finanzen, betreffend 
setzt. (Zwischenntje .) das Bunclesfinanzgesetz für das Jahr 1966. 

Zu einem formalen Antrag gemäß § 38 
Abs . 5 der Geschäftsordnung hat sich der Herr 
Abgeordnete Zei1linger gemeldet. Ich erteile 
ihm das Wort . 

Abgeordneter Zeillinger (FPÖ) : Gemäß § 38 
Abs. 5 der Geschäftsordnung stelle ich den 
A n t r a g, den Punkt 6 :  Wahl des Beirates 
zum Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds ge­
mäß § 20 des Gesetzes vom 15. April 192 1 ,  
von der Tagesordnung a b z u s e t z e n, und be­
gründe diesen Antrag kurz ",vie folgt : 

Auf Grund einer Vorbesprechung der Par­
teien war in der Annahme, daß dieser Beirat 
nach dem Verhältnis der Parteien zn be­
setzen ist, festgelegt worden - ",vie dem 
Protokoll der Präsidialsitzung vom 9. Mai 
zu entnehmen ist -, daß drei Abgeordnete 
der ÖVP und zwei Abgeordnete der SPÖ zn 
entsenden sind. 

Eine Einsicht in das Bundesgesetz aus 
dem Jahre 1921 zeigt, daß es dort heißt : "Zur 
Verwaltung des Fonds wird dem Bundes­
ministerium für soziale Verwaltung ein aus 
der Mitte des Nationalratef-! zu wählender 
fünfgliedriger Beirat an die Seite gestellt . " 

Es zeigt sich also , daß das Verhältnis oder 
der Proporz damals noch nicht bekannt ge­
wesen ist oder zumindest nicht in dieser Form 
bei den Gesetzen angewendet worden ist. 

Ich stelle daher den Antrag, den Punkt 6 
von der Tagesordnung abzusetzen, um den 
Parteien noch einmal Gelegenheit zu geben, 
darüber zu bel'atel1. Es handelt sich nämlich 
um die Befolgung der Regierungsel'klärung, 
darum , da ß  die Regierungspartei nicht , wie 
ef) in diesem Vorschlag vorgesehen ist, den 
Proporz einführt. Ich bitte die bei den anderen 
Fraktionen um Unterstützung meines An­
trages, nachdem Sie den vorigen Punkt ab ­
gesetzt haben und nicht die Stärke der Zahlen, 
sondern die Stärke des Argumentes aUf3-
schlagge bend sein soll. 

Präsident : Sie haben den Ant'l'ag gehört. 
Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Antrag ihre Zustimmung geben, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Dies ist die Minder­
heit. A b g e l e h n t.  (Bei der A bstimmung wollte 
sich auch Abg. Dr. Pittemwnn erheben, was 
lebhafte Heiterkeit auslöst. - A bg. P1' i n k e : 
J etzt tcerde'r� sie ihn ctber bnld ausschließen !) 

1. Punkt : Erklärung des Bundesministers für 
Finanzen zur Regierungsvorlage, betreffend 
das Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1966 

(15 der Beilagen) 

Präsident : Wir gehen in die T a g e s o r d n u n g  
ein und gelangen · zum I .  Punkt : Ei'klärung 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr 
Bundesminister für Finanzen. Ich erteile es 
ihm. 

Bundesminister für Finanzen Dr . Schmitz : 
Hochgeschätzter Herr Bundespräsident ! Hohes 
Haus ! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren ! Zum erstenmal in der Geschichte 
der Zweiten Republik legt ein Finanzminister 
diesem Haus den Entwurf eines Bundes­
finanzgesetzes vor,  der von einer Regierung 
beschlossen wurde, die ausschließlich von 
einer Partei nominiert worden ist. Zum 
erstellmal sieht sich die Finanz- und Wirt­
schaftspolitik der Regierung bei der Er­
stellung eines Budgets einer starken parla­
mentarischen Opposition gegenüber, und es 
wird meine Aufgabe sein, Ihnen, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, noch eingehender 
als bisher die Grundsätze, die Gedanken und 
Überlegungen für dieses Budget 1 966 darzu­
legen . 

Die Darstellung des Bundesvoranschlages 
in ausführlicherer Form als bisher trägt 
meinem Respekt vor dem Hohen Haus so­
wie meiner Absicht Rechnung, auch die 
Opposition eingehend zu informieren . Ich 
lade Sie daher ein, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, es sich in Ihren Stühlen 
so bequem wie möglich zu machen. Meine 
Ausführungen werden gut fünfviertel Stunden 
dauern. Ich halte es für einen Akt der Fairneß, 
das rechtzeitig anzukündigen. 

Ich sehe es als eine Verpflichtung an, eine 
Finanz- und Budgetpolitik der offenen Karten 
zu betreiben . Ich glaube , daß ein frucht­
bares Zusammenwirken zwischen Parlament 
und Regierung gerade auf diesem schwierigen 
Gebiet nur dann möglich sein wird, wenn das 
Hohe Haus über alle Entscheidungen und 
Tätigkeiten in diesem Bereich ständig und aus­
reichend informiert wird . 

Ich habe mir deshalb erlaubt, den Herren 
Klubobmännern der drei im Parlament ver­
tretenen Parteien heute vormittag ein Schrei­
ben zu übermitteln, in dem ich ausdrücklich 
feststelle, daß ich allen Abgeordneten -
gleichgültig , welcher Partei sie angehören -
zur Verfügung stehe, wenn sie bei der Beur­
teilung dieses Budgets Fragen haben, Unter­
lagen oder Ziffern benötigen . Nehmen Sie 
daher bitte die Versicherung entgegen , daß 
mein Bestreben, die Öffentlichkeit über die 
Probleme meines Ressorts ständig zu infor­
mieren, selbstverständlich mit besonderem 
Vorrang den Abgeordneten dieses Hauses gilt, 
denen ich gemäß der Verfassung verantwort-
lich bin. · . 

5. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)20 von 35

www.parlament.gv.at



Nationalrat XI. GP. - 5. Sit,zung - 1 1 .  Mai 1 966 1 77 

Bundesminister Dr. Schmitz 

Das Budgetprovisorium läuft mit 30. Juni 
1966 ab. Das nunmehr vorgelegte Bundes­
finanzgesetz 1 966 ist jedoch nicht - das 
möchte ich ausdrücklich unterstreichen -
ein Budget für das zweite Halbjahr, sondern 
umfaßt den gesamten Bundeshaushalt des 
laufenden Finanzjahres 1966. 

Der ursprüngliche Entwurf zum Budget 
1 966 wurde, so wie der Entwurf zum Budget 
1 965, schon im vergangenen Jahr mit den 
Beamten und Leitern der einzelnen Ressorts, 
den Fachleuten der Nationalbank, des In­
stituts für Wirtschaftsforschung und des Bei­
rates für Wirtschafts- und Sozialfragen gründ­
lich diskutiert und beraten. Eine Einigung 
darüber konnte am 22 . Oktober , dem ver­
fassungsmäßigen Termin für die Einbringung 
eines Budgets im Parlament, nicht erzielt 
werden. Es kam zum Rücktritt der Re­
gierung, zum Beschluß eines Budgetpl'ovi­
soriums, zu Nationalratswahlen und schließ­
lich zur Neubildung der Bundesregierung. 

Das Budget, das ich Ihnen heute vorlege, 
ist das erste einer neuen Legislaturperiode. 
Ich möchte Ihnen aber nicht nur das Budget 
für das heurige Jahr vorstellen, sondern 
darüber hinaus jene Aufgaben aufzeigen , 
denen sich die Budget- und Finanzpolitik 
des Bundes in den nächsten viel' Jahren 
gegenühersehen wird . 

Zur Beurteilung des Budgets ist es not­
wendig, kurz auf die derzeitige Konjunktur­
::,itua,tion einzugehen. 

Das Jahr 1965 war durch eine Abschwächung 
des wirtschaftlichen Wachstums gekennzeich­
net. Die reale Wachstumsrate des Sozial­
produktes sank von 6,6 Prozent im Jahr 
1 964 auf 3 Prozent ab. Diese Wachstums­
verzögerung war teilweise die Folge der für 
die Landwirtschaft und die Bauwirtschaft 
ungünstigen "Titterung sowie der Hoch­
wasserkatastrophell. Läßt man diese Wil't­
schaftszweige außer Betracht, dann betrug 
die Wachstumsrate 4,4 Prozent real . 

In diesem Rückgang kommt zum Teil eine 
Abschwächung des Angebots zum Ausdruck, 
die durch Ausschöpfung der Kapazitätsre­
sel'ven und des Arbeitsmarktes verursacht 
wurde. Außerdem machten sich in der In­
dustrie Absatzschwächen bemerkbar, die teil­
weise Folgen der Hochwasserkatastrophe, teil­
weise auch Folgen der Verlagerung der Nach­
frage von inländischen zu ausländischen Pro­
dukten und des Lagerabbaus ,,,aren. Die 
Ausweitung der Nachfrage - im besonderen 
ausgelöst durch eine anhaltende Expansion 
der Masseneinkommen - hat sich der Ab­
schwächung des Angebotszuwachses nicht an­
gepaßt, sie war mit nominell 9 Prozent fast 
ebenso hoch wie 1 964 ; damals betrug sie 

10 Prozent. Dadurch kam es zu einem für 
österreichische Verhältnisse relativ starken 
Preisauftrieb , der im Durchschnitt des ver­
gangenen J allI'es 4,8 Prozent erreichte und 
der ohne die vielfältigen Gegenmaßna,lnnen 
auf dem Gebiete der Finanz- ,  Budget- ,  Zoll­
und Kl'editpolitik wesentlich höher gewesen 
wäre. 

Die Wirtschaftsentwicklung im Jahr 1 966 
ist durch einen frühen und kräftigen Saison­
beginn gekennzeichnet. Die Nachfrage ver­
lagerte sich zu Jahresbeginn zum Teil von 
heimischen Produkten auf Importe, sodaß 
die Industrieproduktion, die durch Stl'uktur­
mängel in einzelnen Zweigen behindert wird, 
nur schwach zunahm.  

Der Arbeitsmarkt iI,;t nach der saison­
bedingten Entspannung im Winter ebenfalls 
sehr früh durch einen Al'beit.skräftemangel ge­
kennzeichnet . 

Die Krcditausweitung übersteigt das Aus­
maß des Vorjahres. In Verbindung mit 
einer passiven Zahlungsbilanz ist dadurch 
die Liquidität, der Kreditinstitute sehr ange­
spannt. 

Bei der Pl'eisbewegullg ist eine gewisse 
Beruhigung eingetreten, allerdings sind Lohn­
forderungen einer großen Zahl von Arbeit­
nehmern angemeldet. 

Nach den sich bisher abzeichnenden Ten­
denzen rechnet das Österreichische Institut 
für Wirtschaftsforschung für das J"ahr 1 966 
mit einem Wachstum des realen Brutto­
sozialproduktes von 4 Prozent und nominell 
etwas über 7 Prozent. 

Vor allem die Bauinvestit.ioncn dürften 
mit 1 1  Prozent, real mit 7 Prozent, sehr 
kräftig steigen, südaf3 sie den Rückschlag 
des Vorjahres hei einigermaßen günstiger 
"Witterung aufholen ,,'erden. 

Die ImpOl'tzunahmc wird etUt' 10 Prozellt, 
real auf 7 Prozent, geschätzt, obwohl weniger 
landwirtschaft,liche Produkte eingeführt werden 
dürften als im Vorjahr. 

Beim Export wird mit einer Wachstumsrate 
von 9 Prozent, real 7 Prozent, gerechnet. 
Das ist etwas weniger tlJs im Vorja,hr, weil 
die Nachfrage der Bundesrepublik Deutsch­
land schwächer werden dürfte, was durch 
die stärkere Nachfrage Italiens und Frank­
reichs wahrscheinlich nicht ganz ausgeglichen 
werden kann. 

Der Zuwachs 'des privaten Konsums 
wird auf 8 Prozent, real auf 5 Pro­
zent, geschätzt, wozu nicht zuletzt die Er­
höhung der Transferzahlungen der öffent­
lichen Haushalte, nämlich der Pensionen, 
sowie die Erhöhung der Beamtengehälter 
und die anderen noch in diesem Jahr wirk­
samen Lohnbewegungen beitragen werden. 
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Bundesminister Dr. Schmitz 

Die Zunahme der Ausrüstungsinvestitionen 
werden auf 4,5 Prozent, real auf 2 Prozent, 
geschätzt. Diese Schätzung hat allerdings, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, 
die investitionsfördernden Maßnahmen des 
Bundes noch nicht einbezogen. 

Die Erhaltung der Kaufkraft der �Währung 
ist das oberste Gebot der Finanzpolitik. 
Das hei ß t; daß die ebenso notwendige Förde­
rung des Wirtschaftswachstums mit Maß­
nahmen erfolgen muß, die die Kaufkraft 
der Währung nicht beeinträchtigen. Ebenso 
,,'ie der Voranschlag 1 965 und das darauf 
aufbauende Budgetprovisorium ist deshalb 
auch der Voranschlag für das Jahr 1 966 auf 
einem Prinzip aufgebaut, das ich etwas ver­
einfachend als "währungsneutral " charak­
terisieren möchte. 

Das heißt : 

1 .  Die Ausgaben in der ordentlichen Ge barung 
sind nicht höher als die laufenden Einnahmen. 

2. Die Aufnahme von Krediten zur Finan­
zierung der Ausgaben der außerordentlichen 
Gebarung entspricht der Schuldentilgung. 

Die Entwicklung des Defizits und der 
Schuldentilgung der letzten Jahre ist aus 
dem auch Ihnen vorliegenden Schaubild er­
sichtlich, das "Das bereinigte Defizit" als 
Titel trägt. 

Der Grundsatz der - Wähl'ungsneutralität 
hat den Rahmen des Budgets abgesteckt. 
Eine sorgfältige Schätzung der Einnahmen, 
die unter Beiziehung von Fachleuten der 
Nationalbank und des Wü·tschaftsforschungs­
instituts nach Vorliegen des vorläufigen 
Gebarungserfolges 1 965 und des Abgaben­
erfolges der ersten Monate des heurigcn Jahres 
durchgeführt 1vurde, ergibt einschließlich der 
mit dem Budget ergriffenen finallzpolitischen 
Maßnahmen eine Einnahmensumme VOll 
68 Milliarden Schilling. Die Tilgungen von 
Schulden werden in diesem Jahr 2 ,6 Milliarden 
Schilling betragen, sodaß der Ausgaben­
rahmen des Budgets 70,6 Milliarden Schilling 
ausmachen wird . 

Eine hölu'l'e Kreditaufnahme als die Schul­
dentilgung würde aber nicht nur das Prinzip 
der Wähl'ungsneutralität verletzen, sondern 
auch den inländischen Geld- und Kapital­
markt überfordern. Auch vor einer Kredit­
aufnahme im Ausland muß ich warnen, weil 
die währungspolitischen Argumente, die schon 
bisher gegen Auslandskredite des Bundes 
gesprochen haben, auch weiterhin noch gültig 
sind und überdies der Kredit auch im Ausland 
knapp und daher teuer ist. 

Das vorgelegte Bundesfinanzgesetz 1 966, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, 
ist ein Stabilisierungsbudget. Es wird ein 
sparsames Budget, deswegen aber keineswegs 

ein Austerity- oder ein Restriktionsbudget sein. 
Als Restriktionsbudget kann es deshalb nicht 
bezeichnet werden, weil es bei einem Ausgaben­
rahmen von 70,6 Milliarden Schilling um 
4,5 Milliarden Schilling oder um 6,8 Prozent 
mehr Staatsausgaben enthält als das Budget 
des Vorjahres. 

Das Wachstum der Ausgaben wird auch 
in diesem Jahr stärker sein als das Wachstum 
des realen Sozialproduktes, das auf 4 Prozent 
geschätzt wird. Das Wachstum der Aus­
gaben entspricht aber ungefähr dem länger­
fristigen Trend des nominellen Sozialproduktes. 
Das zweite Ihnen vorliegende Schaubild zeigt 
dies deutlich, es trägt den Titel : "Entwicklung 
des Brutto-Nationalproduktes und der Budget­
Gesamtausgaben 1 952 bis 1 966." 

Für dieses Budget, aber auch für die Ge­
staltung aller nächsten Budgets, ist es von 
grundlegender Bedeutung, daß die durch 
Gesetze festgelegten Ausgaben, die fast aus­
schließlich dem Konsum zufließen, rascher 
zunehmen als der Gesamtrahmen des Budgets. 
Diese Ausgaben sind als gesetzliche Verpflich­
tungen vorgegeben. Allein der Personalauf­
wand wird in diesem Jahr ohne die bevor­
stehende Bezugserhöhung bereits um 10 Pro­
zent zunehmen. 

Vom Budget her wird also ein kräftiger 
Impuls für den Konsum ausgehen, der in den 
Wirtschaftszweigen, denen er zugute kommt, 
auch Investitionsimpulse auslösen wird. 

Das Budget 1 966 sieht auch mehr direkte 
Investitionen vor, als der Bund im Jahr 1965 
durchgeführt hat. Außerdem wird eine Reihe 
von Maßnahmen, auf die ich noch zu sprechen 
kommen werde, die Investitionstätigkeit weiter 
steigern. 

Das Budget kann und darf nicht allein, 
sondern muß im Zusammenhang mit der 
gesamten Wirtschaftspolitik beurteilt werden. 
Neben dem Budget hat auch die Kredit­
politik Einfluß auf Wachstum und Konjunktur. 
Auf diesem Gebiet sind investitionsfördernde 
Maßnahmen zu treffen. Vor kurzem hat der 
Ministerrat beschlossen, daß die Freigaben 
aus dem ERP-Vermögen mit 1 ,2 Milliarden 
Schilling für das Jahr 1 966/67 ebenso hoch 
sein sollen wie 1 965/66. Da diese Freigaben 
um rund 350 Millionen Schilling über die 
Rückflüsse aus Zinsen und Tilgungen hinaus­
gehen, werden sie expansiv wirken. Dem 
Kreditapparat wird für die Investitionsfinan­
zierung mehr Liquidität zur Verfügung stehen, 
wenn im Sommer Geldmarkt-Schatzscheine 
in Höhe von 1 Milliarde Schilling termingemäß 
eingelöst werden. Damit wird ein Teil des 
Liquiditätsentzuges ausgeglichen werden, der 
durch die passive Zahlungsbilanz zu erwarten 
ist. 
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Lassen Sie mich jetzt, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, konkret das Budget 
vorstellen : 

Auf Grund der vorerwähnten Überlegungen 
und Schlu ßfolgerungen wurde der Bunc1es­
voranschlag für das J ahi' 1 966 mit den nach ­
stehenden Schlußziffel'l1 erstellt : 

Ordentl iche Gebarung : 
Millionen 
Sehillillg 

Ausgaben . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  68 .007 
Einnahmen . . . . . . . . . . . . • . . . . . . .  ß8 .0 1 2  
Überschuß . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

Außerordentliche Gebarnng : 
Ausgaben . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
Einnahmen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

5 

2 .550 
o 

Abgang . . .  2.550 

G t b b 2 . . f':)4· 1).-es am ge arungRa gang . . . v 

Die Ausgaben der ordentlichen Gebarung 
des Bundesvoranschlages 1966 sind somit 
gegenüber dem Bundesvoranschlag 1965 um 
rund 4,2 Milliarden Schming oder 6,6 Prozent 
angestiegen. Verglichen mit dem vorläufigen 
Gebarungserfolg für das vorangegangene Jahr 
beträgt die Erhöhung der Ausgaben in der 
ordentlichen Gebarung rund 4,7 Milliarden 
Schilling oder 7,5 Prozent. Die Einnahmen 
liegen gleichfalls um rund 4,2 Milli arden 
Schilling oder 6,6 Prozent über denen des 
Bundesvoranschlages 1965 beziehungsweise um 
rund 5,3 Milliarden Schi lling oder 8,5 Prozent 
über dem vorläufigen Einnahmenerfolg des 
Vorjahres. 

Die Ausgaben der außerordentlichen Ge­
harung sind im Bundesvoranschlag 1966 um 
4:�8 Millionen Schilli ng geringer veranschlagt 
als im Bundesvoranschlag 1 965 beziehungs­
weise um 229 Millionen Schilling niedriger, 
als der vorläufige Gebarungsel'folg für das 
.Jahr 1 965 ergibt. 

Der Gesamtgebarungsabgang mit 2.545 Mi l­
lionen Schilling wird sich gegenüber de m 
Voranschlag 1 9ß5 von 3.002 Millionen Schilling 
um 457 Millionen Schilling beziehungsweise 
gegenüber dem vorläufigen Geharungserfolg 
für 1 965 von 3.289 Millionen Schilling u m  
744 Millionen Schilling vermindern. Der Grund 
dafür liegt dal'in, daß im Jahre 1965 für die 
Schuldentilgung des Bundes rund 3 Mil­
liarden Schi lling aufzuwenden waren, während 
im Bundesvoranschlag 1 966 für diesen Zweck 
nur rund 2,6 Milliarden Schilling enthalten 
sind. 

Die im vorliegenden Bundesvoranschlag für 
1 966 enthaltenen Ausgaben von insgesamt 
70.557 Millionen Schilling verteilen sich auf 
den Personalaufwand mit 25.353 Millionen 
Schilling und den Sachaufwand der ordent­
lichen und außerordentlichen Gebarung mit 
45.204 Millionen Schilling. Eine Aufgliedenmg 

dieser Ausgaben zeigt das dritte Ihnen vor­
liegende Schaubild, das den Titel trägt : 
"Voranschlag 1966" und die wichtigsten Grup­
pen der Einnahmen und Ausgaben enthält. 

Der Persol1alaufwand übersteigt den deR 
vorläufigen Geharullgserfolges 1965 um rund 
2,36 Milliarden Schilling oder mehl' als 10 Pro­
zent . Diese Mehrausgaben Rind im weseilt -
lidwn zurückzuführen auf : 

1 .  die ganzjährige Auswirku llg der f;iehen­
pl'ozent igen BezugserhiihUllg vom 1 .  .Tu111  19H5 
mit. einem Mehye l'fol'derniR V O ll f'hva 6�)O Mil­
l ionen Schil l ing, 

2. auf d ie PauRehalv()n;o]'g(� für die heuer 
7,\1 er wartende Erhöhung der Be.z üge der 
BllndeRbed ien.'i letcll in Höhe VOll 78.5 Mil­
l ionen Schilling, 

3. auf hesol(lungsl'echtliche VerlJeSHenmgen 
uncl Nebengebühl'euregelungen m it einem PlnR 
VOll ] 93 Millionen Schi lling, 

4. auf die Milldest urlaubsregelung mit den 
KORten von plu s 45 Millionen �chilling , 

5 .  auf die Auswirkungen der Dienstdauel'­
vorschrift für die Bediensteten dor Öster­
reichischen Bundesbahnen in der Höhe von 
100 Millionen Schilling und schließlich 

auf die durch das Inkraftt.mten des Pen­
s ionsgesetzes 1 965 verursachten zusätzlichen 
AWlgaben von rund 220 MiJ Iionen Schilling . 

Ferner ergaben sich Steigerungen auf Grund 
einer Ve!'mehrung von DienstpostcIl um inR­
gesamt 326 Millionen Sch illing. 

Diese enorme AufwandRsteigerung auf dem 
Personalsektor macht es notwendig, die SChOll 
in der Regierungserklärung vom 20. April 
1 966 envähnten Reserven in der öffentlichen 
Verwa.ltung und in den Bundesbetrieben vol l 
auszuschöpfen, und zwingt zu erhöhter Spar­
samkeit im Rahmen des Personalaufwandes. 
Um hier einen ersten Schritt zu tun, wurde 
bereits 1 966 ein einprozelltiger Ersparullgs­
abstrich bei den Personalausgahen vorge­
nommen ,  dessen Auswirkung eine Verbesserung 
von nahezu 250 Millionen Schi lling mit sich 
brachte. Mit dieser Einsparung kann die 
am 15 .  April 1966 geleistete Sonderzahlul1g 
an die Bundesbeamten bedeckt werden. 
Gleichzeitig wurclen Vorschläge unterbreitet, 
die eine Vermehrung der Dienstposten im 
Jahre 1 967 - mit Ausnahme der Unter­
richtsverwaltung wegen der Schulgesetze -
vermeiden sollen. Jedenfalls werde ich der 
Entwicklung des Personalaufwandes in Hin­
kunft mein besonderes Augenmerk widmen. 

Wie Ihnen, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, bekannt ist, iRt es vor wenigen 
Tagen zu einer Einigung über die Bezugs­
forderungen der öffentlich Bediensteten ge­
kommen. Die vereinbarte Regelung wird 
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einen Mehraufwand erfordern, der um etwa 
300 Millionen Schilling über die erstmals 
eingeplante Pauschalvorsorge von 785 Mil­
lionen Schilling hinausgeht. Ich werde mir 
gestatten, bei der Behandlung des Bundes­
voranschlages 1966 und der entsprechenden 
besoldungsrecht.1ichel1 Vorschriften im Finanz­
und BudgetauRschuß Bedeckungsvol'schläge 
für d iesen Mehrbedarf vorzulegen. 

Der Sachaufwand der ordentlichen und 
auße.·ordentlichen Gebanmg des BundcfJvor­
anschlages 1966 liegt um ruml 2 . 1 ÖS Mil­
l ionen Schilling übel' dem vo l'läufigen Erfolg 
für das Jahr 1 965. Das entsprieht einer Stei ­
gerung von rund 5 Prozent,. 

Hohes Haus ! Ich darf an d ieser Stelle 
an meine Budgetrecle vom 28. Oktober 1 964 
erinnern, in der ich - von der bisher üblichen 
Darstellung abweichend - Ihnen eine Art 
Schwerpunkteprogramm vorgelegt habe. Ich 
möchte auch diesmal ·wieder einige in der 
gegen wärtigen Situation besonders aktuelle 
Sclnverpunkte, die der Bundesvoranschlag Hl66 
enthält, hervorheben. 

Den ersten Schwerpunkt bilden wie im Vor­
jahr die Ausgaben für Unterricht, Bildung 
und Forschung. Der Bundesvoranschlag für 
1 966 wird auf diesem Sektor wiederum be­
achtliche Verbc1'lsel'ungen mit sich bringen. 
Im Bundesvoranschlag 1965 waren für Kapitel 
"Unterricht" 4.869 Millionen Schilling vor­
ge1'lehen. Der vorläufige Gebarungserfolg liegt 
hei 4.939 lvlillionen Schilling. In diesem Jahr 
werden e8 5 . 640 Millionen Schilling sein . Das 
ergibt eine Steigerung um rund 700 Mil­
lionen Schilling oder 14,2 Prozent . 

Die Steigerung der Gesamtausgaben des 
Bundesvoranschlages 1966 gegenüber dem vor­
läufigen Gebarungserfolg für das Vorjahr Le­
trägt vergleichsweise 6,9 Prozent. 

Noch deutlicher tritt der Vorrang für Unter­
ri cht, Bildung und Forschung zutage, wenn 
man die Steigelung des gesamten Budget­
volumens von 1962 bis 1 966 mit der Aus­
weitung der Ausgabenansätze des Kapitels 
" Unterricht" in diesem Zeitraum vergleicht. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Das Budgetvolumen stieg von 1 962 bis 1 966 
um 30 Prozent. 

Die Ausgaben für Kapitel "Unterricht" 
haben aber im selben Zeitraum um fast 
65 Prozent zugenommen. 

Der Anteil des Unterrichtsbudgets am ge­
samten Budgetvolumen ist von 6 Prozent 
im Jahre 1962 auf 8 Prozent im Jahre 1 966 
angestiegen. 

Die Ausgaben für die Hochschulen haben 
1 965 fast die Milliardengrenze erreicht, das 
ist um rund 200 Millionen Schilling oder 
25 Prozent mehr als im Jahre 1 964. 

Im vorliegenden Bundesvoranschlag für das 
Jahr 1 966 werden es 1 , 25 Milliarden Schilling 
sein. Das sind um weitere 250 Millionen 
Schilling oder neuerlich 25 Prozent mehr als 
im vergangenen Jahr. Mit diesen gestiegenen 
Ausgaben ist auch eine bedeutende Ver­
besserung auf dem Personalsektor verbunden. 

So sind 258 zusätzliche Posten für das 
wissenschaftliche Personal, davon 65 für 
ordentliche und außerordentliche Professoren 
sowie 1 76 für Assistenten, und über 300 zu-
1'lätzliche Posten für das nichtwissenschaft­
l iche Personal vorgesehen. 

Ein Vergleich der in den letzten J ahl'en vom 
Bund im Rahmen des Kapitel:-; "Unterricht" 
bei den allgemeinbildenden höheren Schulen, 
dem kaufmännischen und gewerblichen Bil­
dungswesen, der Lehrer- und Erzieherbildung, 
den Bundeserziehungsanstalten, den Konvikten 
und Internaten und nicht zuletzt bei den 
Pflichtschulen aufgewendeten finanziellen Mit.­
tel zeigt ebenfalls eine bemerkenswerte Stei­
gerung. Seit dem Jahre 1962 wurde allein 
der Personalaufwand in diesem Bereich um 
mehr als die Hälfte erhöht. 

Diese beträchtliche Steigerung ist nicht 
nur auf Bezugserhölnmgen, sondern vor a.llem 
auf eine Vermehrung der Dienstposten zurück­
zuführen, die ihre Ursache in der ständigen 
Vermehrung der Klassen und der Anstalten, 
in der Übernahme von Schulen durch den 
Bund sowie in der Gewährung yon Zuwen­
dungen an Privatschulen hat. 

Die in den letzten Jahren ständig zuneh­
menden Schülel'zahlen und die Auswirkung 
der Schulgesetze führten zu einem sprung­
haften Ansteigen der Schulklassen. Es war 
daher sowohl für deren Einrichtung als auch 
für den Betrieb vorzusorgen. Die Bemühun­
gen, die vorhandenen Bildungsreserven zu 
erfassen, wurden fortgesetzt und führten zu 
zahlreichen Neugründungen von Schulen. 
Allein in den beiden letzten Schuljahren wur­
den neun allgemeinbildende höhere Schulen und 
zwei berufsbildende Schulen gegründet. 

Diese Bemühungen fanden auch in den 
Erfolgsziffern der letzten Jahre ihren sicht­
baren Niederschlag. 

So ist der Sachaufwand vom Jahre 1 962 
bis 1 966 um rund 58 Prozent gestiegen. Allein 
gegenüber dem Erfolg 1965 konnte eine 
Steigerung von rund 18,5 Prozent erreicht 
werden. 

Neben den großen Anstrengungen auf dem 
Schulsektor ist es auch gelungen, seit 1 962 
den Sachaufwand für die Erwachsenenbildung, 
die Volksbildung, um mehr als die Hälfte auf 
rund 25 Millionen Schilling und den Sach­
aufwand für die Jugendförderung von rund 
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1 2  Millionen Schilling auf 21 Millionen Schilling wirtscha.ftsfonds zufließenden Mittel werden 
zu erhöhen. sich , da der Fonds an den steigenden Ein-

Einen weiteren Schwerpunkt b ildet der nahmen des Bundes-Wohn- und Siedlungs­
Straßen- und Autobahnbau. Der mit zweck- fonds, des Wohnhaus- Wiederaufbaufonds RO­
gebundenen Einnahmen finanzierte Straßen- wie der W" ohnbauförderung partizipiert, be­
und Autobahnbau, einschließlich der Instand- trächt.1ich erhöhen. 
haltung, beträgt laut Bundesvoram;chlag 1966 Ich wende mich nun (lern E'ozialen Sektor, 
3 .343 Millionen Schilling gegen rund 2.900 Mil- dem vierten Schwerpunkt, zu . 
lionen Schillillg llach dem vorläufigen Erfolg Der Gesamtau fwand dC8 KapitelN Roz iale deR Vorjahres, som it um 425 Millionen Schi1- Yerwaltung ist im .Jah re HH;ü mit. rund 
ling mehr . UnLer Einbeziehung d er in der 1 1  l\Ii l l ianlen Schilling fest.gesd,z"L, was gegen­
auf3erordentlichen GeLarung füL' den Auto- übür dem Gehanmgserfolg Hlri5 einen Mehr­
bahnbau zur Verfügung gestellten Mit,tel in aufwand von mehr als 1 , 5 Mil l iarden Schi l l ing 
Höhe von 300 Millionen Schilling im Jahre hc(leutct, daK ist. eine Ste igerung um l G  Pl'Ozent. 
1965 und 175 Millionen Schilling im Jahrp 
1966 ergeben sich im heurigen Jahr um rund Den "wesentlichsten Antei l an diesem B udget 
300 Millionen Schilling oder 9,3 Prozent bildet der Beitrag des Bundes zur Pensions­
höhere Mittel für Zwecke des Straßen- und versicherung . Dieser Beitrag liegt um nmd 

Autobahnbaues . 1 Milliarde Sch illing über dem des Vorjahres . 

Was den Ausbau der Autobahnen anbelangt, 
so wird im Jahre 1966 neben umfangreichen 
Planungs- und Vorbereitnngsarbeiten die West­
autobahn fertiggestellt, der Bau der Absehnitte 
Gleisdorf-Graz-Mooskirchen und Klagen ­
furt.-Villach der Südautobahn sowie der 
Ausbau der Inntal- und der Rheintalautoba.hn 
weitergeführt werden. Dami t werden auch 
die Bundesläll(k�r Steiermark , Kärnt(�n lind 
Vorarlberg in absehbarer Zeit übel' eigene 
Autoba.hnabschnit.te verfügen . 

Schon in meiner ersten Bnclgetrede yom 
28. Oktober 1964 habe ich auf die großen 
Aufgaben hingewiesen, die uns auf dem 
Gebiet des "Wasserballes und der Wasst>r-
wirtschaft noch bevorstehen, womit ich zum 
dritten Schwerpunkt komme. Dies ,var auch 
der Grund dafür, schon im Bundesvoranschlag 
1965 sowohl eine höhere Dotierung dieser 
Ausgaben des Bundesministeriums für Handel 
und Wiederaufbau als auch eine beträchtliche 
Aufstockung für den lan dwirtschaftlichen 
Wasserbau vorzusehen und schließlich im 
Rahmen einer Novellierung des Wasserballten­
förderungsgesetzes eine wesentlich höhere 
Dotierung des Wassel'wirtschaftsfonds sicher­
zustellen. Die Hochwasserschäden des ver­
gangenen Jahres haben eine weitere beträcht­
liche Aufstockung der Wasserbaukredite er­
forderlich gemacht . 

Die in dem Ihnen vorliegenden Bundes­
voranschlag für das Jahr 1966 allein für 
den landwirtschaftlichen Wasserbau vorge­
sehenen Kredite betragen insgesamt 373 Millio­
nen Schilling und werden es ermöglichen, 
die ertragssteigernden Maßnahmen zur Be­
und Entwässerung sowie die Maßnahmen 
zum Schutz von Kulturböden, Verkehrswegen, 
Produktionsstätten und Siedlungen vor Wild­
hach- und Lawinenschäden in verstärktem 
Ausmaß fortzusetzen. Auch die dem Wasser-

Die erhebliche Steigerung um 26,2 Prozent 
ist ein Ergebnis der mit 1 .  Ma.i 19G5 in Kraft 
getretenen Best.immungen über die Pensions­
dynamik, wonach der Bund im Jahr 1966 
25,5 Prozent des Gesamtaufwandes der Pen ­
sionsvemicherungstriiger zu überneh men hat. 
Das entspricht einer Beitl'agsleiBtung von 
mehr als 4,8 Milliarden Sch ill ing im heurigen 
Jahr. Dazu kommt noch der Aufv.and für 
die vom Bund ülJ8rllOmn;enen Aw�gleichs­
zulagen in Höhe von 1 ,35 Milliarden Sch illing. 

Damit trägt der Bund, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, rUlHl 32 Prozent deR 
Gesamtaufwandes . 

Auf dem Gebiet der Krallkenyersichenmg 
wurden im Sozialbudget llß Millionen Sch illing 
für Wochengelrt u nd UO Mil1 ionen Schilling 
für die Bauernkrankenversicherullg bereit­
gestellt. Schließlich werden heuer für den 
Ausgleichsfonds der Krankcnversichenlngs­
träger wieder 50 Millionen Schilling zur Ver­
fügung gesteHt. 

Die Leistungen des BundeR znr Sozial­
versicherung erreichen dantit im Jahre 1966 
einen Betrag von 7 Milliarden Schilling . 

Lassen Sie mich auch in diesem Zusammen­
hang einige Vergleichszahlen anführen : Wie 
schon vorhin erwiihnt, ist das Budgetvolumen 
von 1962 bis 1966 um rund 30 Prozent ge­
wachsen , die Leistungen des Bundes zur 
Sozialversicherung hingegen haben im gleichen 
Zeitraum eine Steigerung von fast 80 Prozent 
erfahren. Mißt man die Leistungen des Bundes 
zur Sozial versicherung am Budgetvolumcn , 
so ergibt sich im Jahre 1962 ein Anteil von 
mehr als 7 Prozent, im Jahre 1 966 bereits 
ein Anteil von mehr als 10 Prozent. 

Dieses Ziffernmaterial veranschaulicht klar 
und deutlich den hohen Standard der sozialen 
Sicherheit Ül Österrei ch . Um diesen auch 
für die Zukunft sicherzustellen, bedarf es aber 
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größter Anstrengungen zur Steigerung des 
Wirtschaftswachstums. 

Für die Kriegsopfer stehen rund 1 ,9 Milliar­
den Schilling zur Verfügung . Die letzte 
Novelle, welche mit 1 .  Juni 1965 in Kraft 
getreten ist, wird im Jahre 1 966 für das 
ganze Jahr wirksam. In dieser Novelle wurden 
alle Renten und Beihilfen in der Kriegsopfer­
versorgung um rund 20 Prozent erhöht. 

Eine Sondorregelung konnte in dieser No­
velle für die Erwerbsunfähigen getroffen wer­
den, deren Grundrenten um nahezu 60 Prozent 
hinaufgesetzt wurden. Die Pflege- und Blinden­
zulagen, die ja einem besonders bedicksichti­
gungswürdigen Personenkreis von Schworst­
beschädigten zustehen, haben ebenfalls mit 
\Virkung vom 1 .  Juni 1 965 eine Steigerung 
von 23 bis 33 Prozent erfahren. 

Die Leistungen der Opferfürsorge sind im 
gleichen Ausmaß wie bei der Kriegsopfer'­
versorgung gestiegen . 

Auch die für den 'Wohnbau, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, dem fünften 
Schwerpunkt, zur Verfügung stehenden Mittel 
erfahren eine nicht unbeträchtliche Ausweitung. 
Allein die aus zweckgebundenen Bundesein­
nahmen den Wolmbaufonds zufließenden Mittel 
erhöhen sich um 200 Millionen Schilling. 
Darüber hinaus wurde die im Bundesfinanz­
gesetz 1 966 vorgesehene Haftungsermächtigung 
zugunsten der bei den vVohnbaufonds um 
100 Millionen Schilling ausgeweitet, sodaß 
für den Wohnbau insgesamt 300 Millionen 
Schilling mehr zur Verfügung stehen als im 
Vorjahr. 

Hohes Haus ! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren ! Das Budget 1966 ist auch 
deshalb kein Austerity-Budget, weil es mehr 
Mittel für direkte Investitionen vorsieht, als 
im Jahr 1 965 für direkte Investitionen aus­
gegeben werden konnte . Die Anlagenkredite 
der ordentlichen und außerordentlichen Ge­
barung betrugen 1 965 etwa 6.860 Millionen 
Schilling. Der Bundesvoranschlag 1966 sieht 
hingegen rund 7.080 Millionen Schilling, nämlich 
um 214 Millionen Schilling mehr vor. Hinzu 
kommen noch eine Reihe anderer Maßnahmen, 
die eine beträchtliche Ausweitung des In­
vestitionsvolumens des Bundes zur Folge 
haben werden. 

Bei der Post- und Telegraphenverwaltung 
wird beispielsweise eine zusätzliche Bestell­
quote für die Fernsprechautomatisierung in 
der Höhe von 150 Millionen Schilling aus 
dem Jahre 1 967 in das Jahr 1 966 vorgezogen. 

Den Österreichischen Bundesbahnen wurde 
es ermöglicht, zusätzlich 20 Elektrolokomotiven 
im Wert von 280 Millionen Schilling in Auftrag 
zu geben. Es kann angenommen werden, 
daß von diesem Auftrag gut die Hälfte bereits 

1966 volkswirtschaftlich wirksam werden wird. 
Weiters wurde eine Vorbelastung von 300 Mil­
lionen Schilling für d ie Bestellung von Güter­
wagen genehmigt. Damit werden heuer noch 
rund 1 800 Güterwagen an die Österreichischen 
Bundesbahnen zur Auslieferung gelangen. 

Berücksichtigt man neben den Anlagen­
krediten und den envähnten zusätzlichen 
Maßnahmen auch den Instandhaltungsaufwand 
und die Investitionsförderung, stehen jeden­
falls im Jahre 1966 um 800 Millionen Schilling 
mehr fiir Investitionen zur Verfügung als im 
,T ahre 1965. 

Ich möchte nunmehr, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, auf die Einnahmen i m  
Voranschlag 1966 eingehen. Die Gesamt­
einnahmen des Bundes betrugen im Vorjahr 
rund 62,7 Milliarden. Für das Jahr 1966 
werden Einnahmen von rund 68 Milliarden 
erwartet, somit um 5,3 Milliarden oder 8,5 Pro­
zent mehr, als im Vorjahr eingegangen ist. 

Im Bundesvoranschlag 1 966 wurden die 
öffentlichen Abgaben mit netto rund 38,7 Mil­
liarden veranschlagt, was einer Steigerung 
von rund 3,8 Mi11iarden oder 10,9 Prozent 
gegenüber dem Erfolg 1965 entspricht. In 
diesen Steigerungsziffern sind die ganzjährigen 
Auswirkungen der im Vorjahr vorgenommenen 
Erhöhung der Gebühren und Tabaksteuer 
und schließlich die Erhöhung der Mineralöl­
steuer berücksichtigt. 

Die übrigen Einnahmen brachten im Vorjahr 
ein Ergebnis von rund 27,8 Milliarden Schilling 
und sind im Bundesvoranschlag 1 966 mit 
rund 29,3 Milliarden Schilling präliminiert. 
Das entspricht einer Steigerung von rund 
1 ,5 Milliarden Schilling oder 5,4 Prozent. 
Diese Einnahmen enthalten unter anderem 
die Veräußerungserlöse für die noch im Bundes­
besitz . befindlichen ehemals deutschen Ver­
mögenswerte. 

Auch die Auswirkungen der Tariferhöhung 
bei den Österreichischen Bundesbahnen sind 
berücksichtigt. Erlauben Sie mir, in diesem 
Zusammenhang auf folgendes hinzuweisen : 
Der Index der Personentarife der Österrei­
chischen Bundesbahnen liegt derzeit bei rund 
400 Punkten bei einer Basis von 100 im 
Jahre 1938, der Lebenshaltungskostenindex 
h ingegen bei 938 . Die Personentarife der 
Österreichischen Bundesbahnen liegen im 
europäischen Durchschnitt weit zurück. Die 
Einnahmen pro Personenkilometer betragen 
nur 19 Groschen, während sie zum Beispiel 
in der Schweiz bei 35, in der Bundesrepublik 
Deutschland bei 34, in Italien bei 27 Groschen 
betragen. Eine Anhebung der Tarife der 
Österreichischen Bundesbahnen ist allein auf 
Grund dieser Tatsache gerechtfertigt und 
notwendig. 
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Die ordentliche Gebarung des Bundes­
\Toranschlages für das Jahr 1 966 ist praktisch 
ausgeglichen. Der Abgang der außerordent­
lichen Gebarung von 2550 Millionen Schilling 
wird, da mit einem Überschuß in der ordent­
lichen Gebarung nicht zu rechnen Ü\t, durch 
Kreditoperationen bedeckt werden. Das Bun­
desfinanzgesetz 1 966 ermächtigt daher den 
Bundesminister für Finanzen, bis zur Höhe 
des Gebarungsabganges Anleihen, Darlehen 
und sonstige Kredite aufzunehmen. 

Das Bundesfinanzgesetz für das J ahr 1 966 
hält sich weitgehend im Rahmen der Be­
stimmungen des Vorjahres und stimmt im 
wesentlichen mit dem Entwurf vom 22. Okto­
ber 1965 überein. 

Der Dienstpostenplan fü r das Jahr 1 966 
sieht eine Vermehrung um rund 3700 Dienst­
posten des Bundes und um 3550 Dienstposten 
für Landeslehrer vor. Die wesentlichsten 
Erhöhungen im Bundesbereich sollen auf dem 
Sektor Unterricht ( + 1544 Dienstposten) und 
bei der Post ( + 1 692 Dienstposten ) Pla tz 
gl'E�ifen. Ich möchte in diesem Zusammenhang 
die Tatsache nicht unerwähnt lassen, daß 
es auf Grund der in den letzten Wochen 
geführten Verhandlungen gelungen ist, die 
Dienstpostenvermehrung im Bundesbereich 
gegenüber dem letzten Stand vom 22. Okt.ober 
1 965 um rund 300 Posten zu verringern. 

Eine weitere Anlage zum Bundesfinanz­
gesetz 1 966 bildet der Systemisierungsplan 
der Kraft- , Luft- und Wasserfahrzeuge des 

Bundes. Bei den Kraftfahrzeugen ist eine 
Erhöhung gegenüber dem Vorjahr um rund 
430 Kraftfahrzeuge vorgesehen. Diese Ver­
mehrung betrifft vor allem die Bereiche der 
Bundespolizei und Bundesgendarmerie ( + 64) ,  
der Straßenverwaltung ( + 74 ) ,  der Post ( + 203) 
und der Österreichischen Bundesbahnen ( + 30) .  
Die Zahl der Luftfahrzeuge soll sich gegen­
über dem Vorjahr um 1 auf 38 Fahrzeuge 
erhöhen. Auch bei den Wasserfahrzeugen des 
Bundes ist gegenüber dem Vorjahr eine 
Erhöhung um 7 Fahrzeuge vorgesehen, 
und zwar 6 im Bereich der St.romaufsicht 
und 1 Passagierschiff bei den Österreichischen 
Bundes bahnen . 

HelT Präsident ! Hohes Haus ! Meine Damen 
und Herren ! Das Budget des Bundes ist 
keine Geldsumme, die das Parlament bewilligt 
und die Regierung ausgibt . Es kann nicht 
isoliert erstellt und beurteilt werden, es muß 
vielmehr zukunftsorientiert ein Teil eines 
längerfristigen Gesamtkonzeptefi sein. Die 
Entscheidungen im Rahmen dieses Budgets 
müssen daher Entwicklungen und Vorausset­
zungen berücksichtigen, die nicht 11m heute 
gelten, sondern auch in fünf oder, soweit 
wirklich vorhersehbar, in mehr Jahren zu 
erwarten sind. 

Die Ziffern der volkswirt.schaftlichen Ge­
sam trechnung zeigen ein klares AhRinken 

der Wachstul1ulraten seit. dem Beginn der 
sechziger Jahre. 

\,yährend im Zei traum von 1 950 bis 1 955 
das reale Sozialprodukt noch um 35 Prozent 

wuchs, betrug die Zunahme z wischen 1960 
und 1965 nur noch 22 Prozent .. 

Während Österreich in den ftinziger J ahren 
noch die höchste Wachstumsrate aller wetlt­
europäischen Länder aufweitlen konnt.e, fällt, 
es in diesen letzten Jahren zurück. 

O!1ne entscheidende Maßnahm en auf dom 
Gebiet der Wirtschafts- und Finanzpolitik 
wird es nicht möglich sein, die derzeitige 
durchschnittliche reale Wachst.ulllsrate v o n  
rund 4 Prozent im Jahr zu ha,Hen. Ein weiter 
ständig sinkendes Wirtschafts wachstum aber 
würde bedeuten, daß wir unsere sozialen 
Errungenschaften nur mehr auf dem Umwf'g 
der Geldentwertung finanzieren könneu, \viirde 
eine Abwanderung hochqualifizierter Arbeits· 
kräfte in das Ansland und ein St.agnieren der 
Kaufkraft der Einkommen, Löhne und Ge­
hälter mit sich bringen. 

In diesem Zeitraum eines sich alarmierend 
abr-:chwächenden Wirtschaftswachstums s ieht 
sich der St.aat aber riesigen Verpflichtungen 
gegenüber, die er in den nächsten zehn Jahren 
zu bewältigen haben wird. Durch die Ver. 
ankerung der Pensionsdynamik und die Ein. 
führung der Bauernkrankenkasse steigen elie 
Aufwendungen für soziale Ausgaben spru ng­
haft an. 

Eine verantwortungsvolle Regieumg muß 
sich zum Ziel setzen, diese Leistungen in guten 
Sch illingen zu erbringen. 

Auf dem Gebiet des Unt.errichts steht der 
Bund neben der Verwirklichung der Schul­
gesetze der Tatsache gegenüber, daß die Zahl 
der Schüler an Pflichtschulen in den nächsten 
zehn Jahren um 30 Prozent steigen wird, 
an berufsbildenden Schulen voraussichtlich 

um mehr als ein Dritt.el und an den höheren 
Schulen um fast die Hälfte. Der Bedarf 
an Lehrern und Professoren wird sich im 
gleichen Zeitraum um die Hälfte erhöhen. 

Nach einem Bericht des Österreichifwhen 
Instituts für Wirtschaftsforschung ist in den 
letzten 15 Jahren der Gesamtbestand an 
graduierten Akademikern nur wenig angestie­
gen. Es wird aber dort festgestellt, daß der 
Bedarf an Akademikern zwischen 1 960 und 
1980 um rund zwei Drittel zunehmen muß. 
Wenn Österreich seinen Platz im Rah men der 
westlichen Kultur- und Industriestaaten zu­
mindest behaupten will , dann muß diesel) 
Ziel erreicht werden. 

Auf dem Gebiet d es Straßenbaus, meine 
sehr geehrten Damen und Herren , rechnen 
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die Fachleute damit, daß der PKW-Bestand 
bis 1975 auf rund 1 � Millionen Fahrzeuge 
oder mehr als das Doppelte ansteigen wird. 
Auf drei Erwerbstätige wird zu diesem Zeit­
punkt ein Fahrzeug entfallen. 

Demgegenüber befindet sich der Staatshaus­
halt im Engpaß der Forderungen 1 .  nach 
Förderung des Wirtschanswachstums , 2. nach 
Erhaltung der Kaufkraft des Schillings und 
3. nach Senkung der Einkommen- und Lohn­
steuer. 

Ich habe bereits im Jahre 1964 mit der Auf­
stellung einer längerfristigen Budgetvoi'Schau 
begonnen, die dann im Juli 1965 deul Hohen 
Haus für die Jahre 1966 bis 1 968 vorgelegt 
wurde. Im Zusammenhang mit dem Budget 
für das Jahr 1 967 werde ich dem Hohen Haus 
eine revidierte Vorschau auf die Jahre 1 967 
bis 1 970 übermitteln. 

Eine für die Budgeten;tellung 1966 intern 
durchgeführte Revision der Vorschau, die 
auf denselben Prinzipien basierte wie die zu­
letzt vorgelegte, zeigt, daß bei den heute be­
stehenden gesetzlichen Verpflichtungen und 
den zu erwartenden Einnahmen in den nächi:lten 
Jahren fast kein Raum für zusätzliche Budget­
ausgaben zur Förderung der direkten Investi­
t,iollstätigkeit des Bundes bei:lteht . Es wird 
daher bei der Erstellung der künftigen Budgets 
ein Umdenken auch hinsichtlich der Struktur 
des Staatshaushaltes erforderlich sein. Den 
bisherigen Weg werden wir sicherlich nicht 
weiter beschreiten können. 

Die Budgetpolitik des Bundes bedarf eines 
längerfristigen wachstumsorientierten, kauf­
kraftsichel'nden Konzeptes und muß im Rah­
lllen einer klaren Rangordnung die vordring­
lichen Ausgaben fördern und andere zurück­
stellen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Drei Gebieten der Wachstumsförderung i m  
Rahmen der Budgetpolitik wird i n  dieser 
Legislaturperiode verstärktes Augenmerk zu­
gewendet werden müssen : 

1 .  dem Vorrang von Unterricht, Bildung 
und Forschung bei den Staatsausgaben ; 2. der 
Ausschaltung von Defizitquellen im Bereich 
der öffentlichen und verstaatlichten Betriebe ; 
3. der Modernisierung und Rationalisierung 
der öffentlichen Verwaltung. 

"Die Bundesregierung ist . . .  bereit, . . .  die 
Priorität der Ausbildung unserer Jugend nicht 
nur als Aufgabe, sondern auch hinsichtlich der 
Ausgaben dafür anzuerkennen", heißt es in 
der Regierungserklärung, die am 20. April 
von Bundeskanzler Dr. Klaus diesem Hause 
vorgelegt wurde. Auf weite Sicht kann 
Österreich nur dann ein stärkeres Wachstum 
erzielen, wenn die Arbeitskräfte besser ausge-

bildet sind und sowohl die Grundlagen- all'; 
auch die angewandte Forschung entsprechend 
gefördert wird. Dieser Vorrang für Unterricht , 
Bildung und Forschung darf aber D icht nur 
in den ständig steigenden Ausgaben zum Aus­
druck kommen, sondern auch in einem weiter 
wachsenden Anteil am gesamten Budget­
volumen . 

Starke Wachstumsreserven befinden sich 
vor allem im Bereich der öffentlichen unu ver­
staatlichten Betriebe. Hier sind in defizitären 
Unternehmungen Arbeitskräfte und Kapital 
unproduktiv eingesetzt. Der Einsatz von 
Budgetrnitteln, die p.ls Subventionen ohne Ver­
pflichtung zu Rationalisierungsmaßnahmen vor­
geben werden, hieße Steuergelder in ein }-'aB 
ohne Boden gießeIl . Solche Subventionen 
verhindern Strukturanpassungen, anstatt sie 
zu erleichtern. Hier wird der Bu nd in Zukunft 
nur mehl' subsidiär eingreifen dürfen, um An­
passungen zu erleichtern, die auf Grund eines 
Saniel'ungskonzeptes erfolgen und den Ertrag 
der Betriebe in absehbarer Zeit sichel·stellen. 

Bei den Österreichischen Bundesbahnell 
wird es notwendig sein, einen Sanierungsplan 
zu verwirklichen, um dieses Unternehmen 
wirtschaft.lich zu führen und eR in die Lage 
zu versetzen, die notwendigen Investitionen 
im Rahmen mehrjähriger Konzepte zu ver­
wirklichen. Es ist im Einvernehmen mit dem 
Herrn Verkehrsminister endlich gelungen, eine 
Einigung über daFi längst fällige Waggonbau­
programm zu erzielen. Dieses Programm 
\Yird es in den nächsten fünf Jahren ermög­
lichen, 9000 Güterwaggons für die Österreichi ­
schen Bundesbahnen zu bauen. 

Im gegenwärtigen Zeitpunkt kommt Cf-; 
aber vor allem darauf an, daR Prinzip der 
Kostendeckung mehr als bisher durchzuset.zen. 
Bei der Bahn muß ebenso wie bei der Straße 
der Grundsat.z gelten, daß vor allem die Be­
nüt.zer dieser Einrichtungen mithelfen müssen, 
Modernisierullgen und Verbesserungen, die 
ausschließlich für sie bestimmt sind, zn 
finanzieren. 

Die schon längst fällige Erhöhung der 
Tarife der Bundesbahn und die Erhöhung 
des Zuschlags zur Mineralölsteuer mÜt;sen 
unter diesen Aspekten gesehen werden. Sie 
ermöglichen es, einerseits das Bundesbahn­
defizit auf der Höhe des Jahres 1 965 zu stabili­
sieren, und andererseits das öst.erreichische 
Straßennetz rascher auszubauen. Die Not­
wendigkeit, das österreichische Straßennetz 
auszubauen, um die erschreckend hohen Un­
fallraten zu verringern, den Fremdenverkehr 
zu fördern, die Fahrzeiten zu reduzieren 
und die Transportkosten zu senken, iFit all ­
gemein anerkannt. 
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Eine künstliche Niedrighaltung der Tarife 
würde nicht nur den Ausbau der Infrastruktur 
hinter dem t,atsächlichen Bedarf nachhinken 
lat3sen, sondern würde bewirken, daß d ie 
Defizite auf Kosten des Steuerzahlers weiter 
anwachsen. Es wäre ein Irrtum, anzunehmen, 
daß die Zurückhaltung der Tarife eine sta­
bilisierende Wirkung auf das Preisniveau 
hat ; 

Der Beirat für Wirtschafts- und Sozialfragen 
hat in seiner Studie über die Preis- und Ein­
kommensentwicklung festgestellt, daß der 
Wechsel von Perioden mäßiger und starker 
Preissteigerungen zu einem namhaften Teil 
dadmch verursacht wird, daß die von Be­
hörden geregelten Preise nur in größeren 
Zeitabständen, dann aber in größeren Sprün­
gen den steigenden Kosten angepaßt werden. 
Eine amtliche Zurückhaltung öffentlicher Preise 
kann daher keine Stabilisierungs wirkung er­
reichen. 

Der dritte Punkt des Wachstumskonzeptes 
der Finanzpolitik der nächsten Jahre hetrifft 
d ie Sparsamkeit, die Modernisierung und Ratio­
nalisierung im Bereich der öffentlichen Ver­
waltung. Auch auf diesem Gebiet müssen 
wir uns für einen neuen Weg entscheiden. 
Die Zahl der öffentlich Bediensteten hat in 
den Jahren 1959 b is 1964 um rund 28.000 

oder 8 Prozent zugenommen, während sich 
die Zahl der Erwerbstätigen ohne öffentlich 
Bedienstete in diesem Zeitraum um 2 Prozent 
verringerte. Das Arbeitskräfteangebot der 
'Wirtschaft wird in Zukunft weiter abnehmen. 
Die Knappheit der Arbeitskräfte ist daher 
zurzeit der beste Verbündete für eine Ratio­
nalisierung der Verwaltung, weil es immer 
schwieriger wird, Personal für die öffentliche 
Verwaltung aufzunehmen. Ein internationaler 
Vergleich zeigt, daß in Österreich noch Re­
serven für die Rationalisierung der Verwaltung 
hestehen. 

Nach einer Studie von Dl'. Anton Kausel, 
die vom Institut für Finanzwissenschaft. und 
Steuerrecht im Jahre 1963 unter dem Titel 
"Wie stark ist Österreich bürokratisiert � "  
veröffentlicht wurde, entfielen auf 1000 Ein­
wohner in Österreich 58 öffentlich Bedienstete 
in Deutschland und der Schweiz aber nu:' 
49 öffentlich Bedienstete. 

Es wird uns in Zukunft gelingen müssen, 
die Zahl der Beamten durch Vereinfachung 
der Verwaltungstätigkeit zunächst zu mindest 
gleichzuhalten, auf längere Zeit aber zu ver­
ringern. Nur so wird es möglich sein, den 
öffentlichen Dienst mehl' als bisher am allge­
mein steigenden Wohlstand teilhaben zu 
lassen. 

Ein erster Schritt in diesel' Richtung wird, 
so hoffe ich, schon in nächster Zeit durch eine 

Vereinfachung und Neuorganisation der Staati'l­
verrechnung getan werden können. Schon 
mein Vorgänger im Amte, Dr. Korinek, 
hatte eine private Rationalisierungsfil'ma be­
auft.ragt, die Staatsverrechnung zu durch­
leuchten und gemeinsam mit Fachleuten 
des Rechnungshofes und des Finanzmilli ­
steriums entsprechende Rationalisierungs­
vorschläge auszuarbeiten. 

Durch dieses Zusammenwirken von Fach­
leuten außerhalb der Verwaltung mit den 
Beamten ist es gelungen, ein Konzept. für eine 
grundlegende Reform der künft.igen Staats­
verrechnung zu erstellen. Die Vorarbeiten 
zur Umstellung der gesamten Staatsverrech­
nung auf der Basis einer elektronischen 
Datenverarbeitung und Datenspeicherung sind 
im Gange. Damit werden in Zukunft nicht 
nur Arbeitskräfte eingespart werden können, 
sondern es werden auch Daten für den Rech­
nungsabschluß und die Fillanzstatistik schneller 
verfügbar sein als bisher. Dieses Ergebnis 
der rascheren Lieferung von volkswirtschaft­
lichen Daten wird auch Ihrer Arbeit, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, zugute 
kommen und einer weiteren Versachlichullg 
der Finanzpolitik dienen. Es wird aber neben 
den bereits begonnenen Maßnahmen notwendig 
sein, den Bereich der öffentlichen Verwaltung 
systematisch nach entbehrlichen Diem;tposten 
durchzukämmen und , wo immer ein Dienst­
posten entbehrlich ist, ihn einzusparen. 

Das Wachstum der österreichischen Wirt.­
schaft wird nicht nur von den öffentlichen 
Investitionen, sondern noch viel mehr von 
den Investitionen getragen, die von den Unter­
nehmern selbst vorgenommen werden. DaH 
geht schon daraus hervor, daß bei einem ge­
samten Investitionsvolumen von rund 61 Mil­
liarden Schilling im Jahr 1 965 auf die öffent­
lichen InveHtitionen einschließlich der Be­
triebe des Bundes nur 13 Milliarden Schilling 
oder rund 20 Prozent entfielen. Daraus ergibt 
sich die Notwendigkeit, nicht nur Investitioncn 
des Bundes zu erhöhen, sondern auch Maß­
nahmen zur Förderung der privaten Investi ­
tionen und damit im Zusammenhang auch 
des langfristigen Sparens zu ergreifen. Dazu 
dienen die sogenannten Wachstumsgesetze, 
deren Entwürfe derzeit von den Interessen­
vertretungen begutachtet und in Kürze übel' 
die Bundesregierung dem Hohen Hause zuge­
leitet werden. Diese Wachstumsgesetze haben 
zwei Aufgaben : 

I .  Sie sollen die Investitionstätigkeit vor 
allem durch unbefristete Verlängerung und 
Vereinheitlichung der derzeitigen Abschrei­
bungsbestimmungen fördern und es den kleinen 
und mittleren Betrieben ermöglichen, auf 
steuerbegünstigte Investitionen anzusparen und 
die Doppelbesteuerung der Aktie zu mildern. 
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2 .  Das langfristige Sparen durch die Begün­
�tigung des betriebsgebundenen Sparens in 
Form des nichtentnommenen Gewinnes zu 
fördern, das Wertpapiersparen der Arbeit­
nehmer, der freien Berufe und der nicht­
bilanzierenden Unternehmen und das Sparen 
in Form von Lebensversicherungen anzu­
regen und der Familie eine breitere Spar­
möglichkeit zu bieten. 

Die Wachstumsgesetze sollen in zwei Etap­
pen in Kraft treten. Sie werden in ihren Grund­
sätzen auch den Leitlinien der sogenannten 
mittelfristigen Wirtschaftspolitik der EWG 
entsprechen, die eine steuerliche Förderung 
der Investitionsfinanzierung und des Kapital­
marktes vorsehen. 

Ne ben den Wachstumsgesetzen werden eine 
Reihe von Maßnahmen der Kreditpolitik 
ergriffen werden müssen, um die Investitions­
finanzierung über den Kapitalmarkt vor allem 
für die Industrie zu verbessern. So werden 
die Bestimmungen übel' die Veranlagungen 
der Sparkassen und Versicherungen und die 
Publizität der Kapitalgesellschaften refor­
miert und ein modernes Kreditwesengesetz 
geschaffen werden. 

Die für diese Legislaturperiode geplante Sen­
kung der Einkommen- und Lohnsteuer kann 
auch unter dem Aspekt der Wachstumsförde­
rung gesehen werden. Eine Senkung der 
Einkommen- und Lohnsteuer wird sicherlich 
den Konsum ausweiten. Je mehr es aber 
durch die Wachstumsgesetze gelingt, auch 
die Sparfreudigkeit zu heben , desto größer 
wird der Anteil des Sparens an dem rasch 
steigenden Masseneinkommen sein, das da­
durch für Investitionen verfügbar wird . Die 
Steuersenkung wird durch eine Milderung der 
immer drückender werdenden Progression einen 
Anreiz für Mehrleistungen geben . Ich bin der 
Meinung, daß eine fühlbare Milderung der 
Progression einer Verringerung der Be­
steuerung von einzelnen Arten von Mehrlei­
stungen vorzuziehen ist, weil sie für aUe 
Mehrleistungen gilt und damit dem Prinzip 
der allgemeinen und gleichen Besteuerung 
der Einkommen entspricht. Anläßlich der 
Steuer senkung soll auch die 'Familienbesteue­
rung reformiert werden. Ich werde diesem 
Problem meine spezielle Aufmerksamkeit wid­
men und, wenn es sich als notwendig erweist, 
mich nicht scheuen, bei der Einkommensteuer 
auch neue Wege zu beschreiten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Dem Bund erwachsen ständig neue Aufgaben, 
die den Staatshaushalt belasten. E s  wird 
daher bei der Erstellung der künftigen Budgets 
notwendig sein, verschiedene Ausgaben auf 
ihre Zweckmäßigkeit zu überprüfen und alle 
j ene, die heute weniger dringlich sind als in 

der Nachkriegszeit, einzuschränken oder ganz 
abzubauen. Ich denke dabei vor allem an 
die Preisstützungen, mit deren Abbau im 
nächsten Budget begonnen 'werden sollte. 
Die Bevölkerung hat für diesen Ab bau 
durchaus Verständnis.  Es ist selbstverständ­
lich, daß Bezieher von niedrigen Renten, 
Kinder- und Familienbeihilfen für den Ent­
fall dieser Subventionen entschädigt werden. 
Es ist aber wohl nicht gerecht, daß diese Sub­
ventionen in der Höhe bis zu 3 Milliarden 
Schilling allen Personen auf unbeschränkte 
Zeit weiter zufließen, ohne Rücksicht darauf, 
wie hoch ihr Einkommen ist, und ohne Rück. 
sicht darauf, ob sie Inländer oder Ausländer 
sind. 

Nach einer Tagung in Graz haben wir einmal 
eine photographische Aufnahme gemacht, die 
zeigt, wie ein Vertreter der Unselbständigen 
seine linke Hand in meiner rechten Tasche 
und ein Vertretel' der Selbständigen seine 
rechte Hand in meiner linken Tasche hat., 
und ich hatte meine Hände in ihren Rock­
taschen. 

Wir haben damit den Kreislauf des Schillings 
demonstriert und haben dargestellt, was heute 
alle Fachleute vom Budget sagen : Man kanu 
nicht mehr genau sagen, wer heute noch wen 
subventioniert. Das gilt für die Bezahlung 
des Bundesbahndefizits wie für die Finanzie­
rung des Straßenbaus wie für die Preis­
stützungen und fi1r andere Gebiete, auf denen 
der Steuerzahler das aufbringt, was infolge 
unechter Preise scheinbar als Geschenk der 
öffentlichen Hand vert.eilt wird. 

Je konsequenter sich der Grundsat.z durch­
setzt, daß jeder, der ein Einkommen bezieht, 
für seinen Lebensunterhalt in erster Linie 
selbst aufkommt, desto erfolgreicher wird er 
zu seinem eigenen Vorteil sparen können, 
und desto z"veckmäßiger werden die Steuer­
mittel der Allgemeinheit für allgemein VOI'­
rangige Zwecke eingesetzt werden können. 
Kostendeckende öffentliche Preise, der Bei­
trag der Kraftfahrer zum Straßenbau und 
der sozial abgeschirmte Abbau der Preisstüt­
zungen sind die Möglichkeiten, trotz der rasch 
steigenden gesetzlichen Sozialausgaben Mittel 
für die notwendigen öffentlichen Investitionen 
bereitzustellen. Auf diese Weise werden in 
dem Budget, das Ihnen heute vorgelegt wird, 
potentielle Konsumausgaben in der Größen­
ordnung einer Jahresrate von rund 1 Milliarde 
Schilling in direkte Investitionen des Bundes 
umgeschichtet. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Ich möchte nicht auf alle Steuern eingehen, 
die meiner Meinung nach nach einer dringen­
den und mehr oder minder durchgreifenden 
Reform rufen. Ich will nur die Umsatzsteuer 
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erwähnen . Ihre Reform ist das größte VOl'- Mitarbeitern im Finanzministerium und ihren 
haben auf diesem Gebiet, ihre Vorbereitung Kollegen in den anderen Ressorts. 
wird eine Hauptaufgabe der Steuerpolitik 
der nächsten Jahre sein.  Die Umsatzsteuer 
wird schon deshalb reformiert werden müssen, 
mll sie dem SY8tem der EWG anzupassen. Die 
neue Umsatzsteuer so11 wettbewerbsneutral ge­
Rtaltet werden und dadurch wachstumsfördernd 
wirken, daß Rie die Arbeitsteilung zwischen ver­
f'lchiedenen Unternehmen nach dem Gesichts­
punkt ihrer tatsächJichen I,eist u ngsfähigkeit 
nicht mehr so wie bisher behindert. Freilich 
muß die Reform der Umsatzsteuer ohne wesent­
l iche Beeinträchtigung des Steueraufkommens 
dl l l'chgeführt werden. 

Hohes Haus ! Das waren in einem relativ 
kurzen Überbl i ck die Hauptpunkte der künfti­
gen Finanz- und Budgetpolitik, in deren Rah. 
men auch das Budget 1966 gesehen werden 
muß .  Die finanz- und budgetpolitischen Maß­
nahmen, die jetzt ergriffen werden müssen, 
d if'nen der I<'estigung eines tragfähigen Funda­
ments, auf dem das Gehäude unseres künftigen 
\Vohh;t.andes aufgebaut werden kann. 

Wenige Monate nach der Beschlußfassung 
übel' das Budget 1966 wird Ihnen die Regie­
rung den Entwurf zum Budget 1967 vorlegen . 
Als Finanzminister bitte ich Sie, bei der Be­
urteilung dieser Finanzgesetze zu berücksichti ­
gen, daß eine ordentliche �-'inanz- uml Budget­
politik nur eine Politik für alle Österreicher 
sein kann , gleichgültig, welchem Stand sie 
angehören oder welcher politif;chen Gruppe 
sie' nahestehen. 

Die Pensionen und Renten werden aus­
hezahlt,  ohne da ß darauf R ücksicht genommen 
l,vird, ob <leI' Bezieher der Bozialistischen Partei , 
(ler ]I'roihcitlichen Partei oder der Öster­
reichischen Volkspartei angehört . Die Leistun­
gen der �nzialversicherung, des Straßenbaus 
und der Bundesbahnen, der Schulen und 
der anderen öffentlichen Einrichtungen können 
yon jedermann in Anspruch genommen werden. 
Ich werde mich daher nicht scheuen, auch 
weiterhin zur Vorbereitung von wirtschafts ­
und finallzpoJitischen Entscheidungen immer 
wieder die �"aehleute ohne Rücksicht auf 
ihro 80ziale und politische Zugehörigkeit zu 
Rate zn z iehen , auch die Fachleute der 
Opposition. 

Herr Bu ndespräsident ! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren ! Abschließend möchte ich 
aHon jenen danken, die an der Vorbereitung 
die8er Regierungsvorlage mitgearbeitet haben .  
Ich danke den Mitgliedern der öFlterreichischen 
Bundesregierung, den Fachleuten der National­
bank, des Österreichischen Instituts für \Virt­
Flchaft,sfol'schung und des Beirates für 'Wirt­
schafti'!- und Sozialfntgen ebenso wie meinen 

Ich danke der Presse und der gesam ten 
Öffentlichkeit für die Aufmerksamkeit, dü� 
sie den finallz- und budgetpolitischen Fragen 
gewidmet haben, und sehe mit Interesse jeder 
konstmktiven Kritik und allen positiven 
Anregu ngen entgegen . Ich werde sie, von 
woher immer sie kommen , gründlich prüfen 
und, wo immer sie zweckmäßig sein werden, 
zum Anlaß von Reformen nehmen. 

Hohes Haus ! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren ! I eh bitte Sie, der Regiel'Ungs­
vorlage , betreffend das Bundesfinanzgesetz 
1966, Ihre Genehmigung zu erteilen. (BeijaU 
bei der Ö V P.) 

Präsident : Zur Stellung eines formalen An ­
trages hat sich der Her t' A bgeordnete Doktot, 
Withalm gemeldet.. Ich erteile ihm daR 
Wort.  

Abgeordneter Dr.  Withalm (ÖVP) : Gemäß 
§ 41 Abs.  1 eh,}' GcschäftF;ordnung beantrag(� ich, 
das Bundesfinanzgesetz in er s t e L e s  u n g zn 
nehmen. 

Präsident : Sie haben den Antrag des Ab­
geordneten Dr. Withalm ,  betreffend die Durch­
führung einer ersten Lesung, gehört . Ich 
bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Antrag ihre Zustimmung geben, über die 
Regierungsvorlage , betreffend das Bundes­
finanzgesetz für das Jahr 1966, am 13 .  dieses 
Monats die erste Lesung durchzuführen, sich 
von den Sitzen zn erhebet1. - Einstimmig 
a n g e n o m m e n . 

2. Punkt : Bericht des Ausschusses fiir soziale 
Verwaltung über die Regierungsvorlage (4 der 
Beilagen) : Bericht an den Nationalrat, be­
treffend die auf der 48. Tagung der Inter­
nationalen Arbeitskonferenz angenommene Ab­
änderungsurkunde zur Verfassung der Inter­
nationalen Arbeitsorganisation (Nr. 1) ,  1964 

(7 der Beilagen) 

Präsident : Wir gelangen zum 2. Punkt 
der Tagesordnung : Abändcrnngsnrkunde z u r'  
Verfassung der Int.ernationalen Arbeit,sorgani­
sation (Nr. 1 ) ,  1964. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnet,e 
Altenbnrger . Ich bitte ihn um seinen Bericht. 
(Prä8ident Dipl.-Ing. Waldbru n n e r  iibe1'­
nim:mt den Vorsüz.) 

Berichterstatter AItenburger : Herr Präsi­
dent ! Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! 
Die Allgemeine Konferenz der Internationalen 
Arheitsol'ganisu,tion, die in der Zeit vom 
17.  Juni bis 9 . Juli 1964 in Genf zu ihrer 
48 . Tagung zusammengetreten war , hat die 
Frage der Abänderung der Verfassung der 
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Internationalen Arbeitsorganisation behandelt 
und am 7. Juli 1 964 die Abänderungsurkunde 
zur Verfassung der Internationalen Arbeits­
organisation (Nr. 1 ) , 1964, angenommen. 

Durch diese Abänderungsurkunde, deren 
englischer und französischer Originaltext samt 
dem offiziellen deutschen Übersetzungstext 
der Regierungsvorlage beigeschlossen ist, soll 
die Verfassung der Internationalen Arbeits­
organisation in zweifacher Hinsicht abgeändert 
werden. Die Urkunde sieht deshalb die Strei­
chung des Artikels 35 der Verfassung der 
Internationalen Arbeitsorganisation, der die 
An wendung der Übereinkommen der Inter­
nationalen Arbeitsorganisation auf die außer­
halb des Mutterlandes gelegenen Gebiete be­
handelt, sowie die Abänderung des Artikels 19  
durch Hinzufügung eines neuen Absatzes, der 
{lie Anwendung von übereinkommen auf alle 
Gebiete, deren internationale Beziehungen ein 
Mitglied wahrnimmt, vor . 

Die Abänderungen der Verfassung der Inter­
nationalen Arbeitsorganisation erscheinen 
zweckmäßig, weil sie eine Lösung beinhalten, 
die den gegenwärtigen Verhältnissen besser 
entspricht und der anhaltenden Entwicklung, 
in deren Verlauf immer mehr abhängige 
Gebiete zur Unabhängigkeit gelangen, Rech­
nung trägt. 

Bisher haben Clieser Ratifikation zwölf 
Staaten in Form von Abänderungen der 
Verfassung Rechnung getragen. Es sollte 
daher nunmehr auch Österreich dieser Ände­
rung zustimmen. 

Da der Annahme der Abänderungsurkunde 
7. 1Il' Verfassung der Internationalen Arbeits­
urganisation (Nr. 1 ) , 1964, dmch die Republik 
Österreich die Bedeutung eines politischen 
Staatsvertrages zukommt, bedarf sie zur Er­
langung der innerstaatlichen Rechtswirksam­
keit gemäß Artikel 50 Abs. 1 des Bundes­
Verfassungsgesetzes der Genehmigung durch 
den Nationalrat. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat 
die Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 
26. April dieses Jahres in Anwesenheit von 
Frau Bundesminister für soziale Verwaltung 
Grete Rehor in Beratung gezogen und ein­
stimmig beschlossen, dem Hohen Hause die 
Genehmigung der Abänderungsurkunde zur 
Verfassung der IAO zu empfehlen. 

Ich darf daher namens des Ausschusses 
für soziale Verwaltung den A n  t I' a g stellen, 
der Nationalrat wolle der Abänderungsurkuncle 
zur Verfassung der Internationalen Al'beits­
organisation (Nr. 1 ) , 1964 (4 der Beilagen) ,  
die verfassungsmäßige Genehmigung erteilen. 

Sollten Wortmeldungen vorliegen, bitte ich 
formell, General- und Spezialdebatte unter 
einem durchzuführen. 

Präsident Dipl .-Ing. Waldbrunner : Danke. 
Zum \Vort ist niemand gemeldet. Wir kommen 
daher sofort zur Abstimmung. 

Bei der A bs t i m,mung wird der Abändet'ung8-
u1'kunde e i n s t i 'm m i g  die G e n e h 1n 'i(f 11 dl, g er· 
teilt. 

3. Punkt : Bericht des Außenpolitischen Aus­
schusses über die Regierungsvorlage (3 der 
Beilagen) : Abkommen zwischen der Republik 
Österreich und der Sozialistischen Föderativen 
Republik Jugoslawien über eine vor­
läufige Regelung betreffend die Verbringung 
von Waren und Zahlungsmitteln im Kleinen 

Grenzverkehr (8 der Beilagen) 

Präsident Dipl . - Ing. Waldbrunner : 'Wir 
gelangen zum 3. Punkt der Tagesordnung : 
Abkom men mit J ugosla wien über eine vorläufige 
Regelung betreffend die Vel'bringung von Waren 
und Zahlungsmitteln im Kleinen Grenzverkehr. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Kranzlmayr. Ich bitte ihn um Reinen 
Bericht. 

Berichterstatter Dr. Kranzlmayr : Hohe;.; 
Haus ! Das vodiegende Abkommen strebt 
eine Erleichterung des Warenverkehl's zwi­
schen den beiden Grenzbezirken an. Zn 
diesem Zweck soll den Inhabern von Ausweisen 
für den Kleinen Grenzverkehr bei ihrer 
Rückkehr aus dem jenseitigen Grenzbezilk 
ohne Ausfuhr- und Einfuhrbewilligung sowie 
frei von Zöllen, sonstigen Abgaben und Ge­
bühren die Mitnahme von Waren in bestimm­
ten Wert- und Mengenbegrenzungen für den 
eigenen Bedarf beziehungsweise Haushalt ge­
stattet werden. Das Abkommen soll vorläufig 
zwei Jahre gelten, damit Erfahrungen über 
die Auswirkungen derartiger Erleichterungen 
getroffen werden können. 

Das vorliegende Abkommen ist gesetz­
ändernder Natur ; es bedarf daher zur Erlan­
gung der innerstaatlichen Rechtswirksamkeit 
gemäß Artikel 50 Bundes-Verfassungsgesetz 
der Genehmigung durch den Nationalrat. 

Der Außenpolitische Ausschuß ist der Mei­
nung, daß in diesem Falle die Erlassung eines 
Bundesgesetzes - im Sinne des Artikels 50 
Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz in der gel­
tenden Fassung - zur Überführung diese;;; 
Vertl'agsinhaltes in die innerstaatliche Recht8-
ordnung nicht notwendig ist. 

Der Außenpolitische Ausschuß hat die 
gegenständliche Regierungsvorlage in seiner 
Sitzung am 26. April in Beratung gezogen und 
einstimmig beschlossen, dem Hohen HaW'le 
die Genehmigung dieses Abkommens zu emp­
fehlen. 

Im Auftrag des Außenpolitischen Ausschusses 
stelle ich somit den A nt r a g, der Nationalrat 
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Dr. Kranzlmayr 

wolle diesem Abkommen die verfassungs- und Sozialrates der Vereinten Nationen in 
mäßige Genehmigung erteilen. der Zeit vom 1 .  Jänner bis 3 l .  Dezember 1 964 

samt Anlagen zur Kenntnis nehmen. Sollten Wortmeldungen vorliegen, bitte ich, 
Herr Präsident, General- und Spezialdebatte in 
einem abführen zu lassen . 

Präsident Dipl . -Ing. Waldbrunner : Danke. 
Zum Wort ist niemand gemeldet, wir Rtimmen 
daher sofort ab. 

Bei cl€?· A bs t i m m ung w·ircl dem Abkommen 
e l n s t i m m i g  die G e n e h m i g u tt y  e'rteilt. 

4. Punkt : Bericht des Außenpolitischen Aus­
schusses über den Bericht des Bundesministers 
für Auswärtige Angelegenheiten im Einver­
nehmen mit dem Bundesminister für Handel 
und Wiederaufbau über die Tätigkeit des 
Wirtschafts- und Sozialrates der Vereinten 
Nationen (ECOSOC) in der Zeit vom 1. Jänner 
bis 31. Dezember 1964 (XXXVII. Tagung) 

(9 der Beilagen) 

Pl'äsident Dipl. -Ing. Waldbrunner : Wir 
gelangen zum 4. Punkt der Tagesordnung : 
Bericht übel' die Tätigkeit des Wirtschafts- und 
SoziaJrates der Vereinten Nationen in der 
Zeit vom 1 .  Jänner bis 3 1 .  Dezember 1964. 

Berichterstatter ist wieder der Herr Abge­
orrlnet.e Dr. Kranzlmayr. Ich bitte um den 
Bericht. 

Berichterstatter Dr. Kranzlmayr : Herr Prä­
I';iclent ! Hohes Haus ! Der vorliegende Bericht 
behandelt im einzelnen in den Abschnitten I 
und II wil'tschaftliche Fragen beziehungsweise 
Fragen der internationalen wirtschaftlichen 
Zusal1lmenarbeit, im Abschnitt III Programme 
der Technischen Hilfe, im Abschnitt IV 
Hoziale Fragen, im Abschnitt V menschenrecht­
liehe Fragen sowie schließlich im Abschnitt VI 
Fragen der überprüfung und Koordination 
der gesamten UN-Tätigkeit auf wirtschaft­
l ichem, sozialem und menschenrechtlichem 
Gebiet. In den Anlagen sind der Mitglieder­
stand des Wirtschafts- und Sozialrates der 
Vereinten Nationen, die Tagesordnungen und 
die Zusammensetzung der österreichischen 
Del egation wiedergegeben . 

Der Außenpolitische Ausschuß hat den 
vodiegenden Bericht in Reiner Sitzung am 
20. Apcil 1 966 in Berat.ung gezogen und 
e in:,!timmig heRchlossen, dem Hohen Hause 
zu empfeh len ,  den Berieht zur Kenntnis 
zu nehmen. 

Präsident Dipl. -Ing. Waldbrunner : Danke. 
Zum Wort if;t niemand gemeldet. Wir Rtimmf'll 
daher ab. 

Bei der A b s t i mm u ng wird der Ber'icht 
rZe,'j Bundesministers e i  'n 8 t i 'tn 1n i g Z'IU' K P. n n t-
n i s  genommen. 

6. Punkt: Wahl des Beirates zum Bundes­
Wohn- und Siedlungsfonds gemäß § 20 des 
Bundesgesetzes vom 15. April 1921, BGBI. 

Nr. 252 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Punkt 5 
der Tagesordnung wurde abgesetzt.  

Wir gelangen nunmehr zum 6. Punkt der 
Tagesordnung : Wahl des Beirates zum Bun­
des-Wohn- und Siedlungsfonds gemäß � 20 
des Bundesgesetzes vom 15 .  April 1921 , 
BGBI. Nr. 252. 

Gemäß den Bestimmungen des § 20 AbR. I 
dieses Bundesgesetze8 wird dem BundeA­
minister zur Verwaltung deR BundeR-Wohn­
und Siedlungsfonds ein aus der Mitte des 
Nationalrates zu wählender fünfgliedriger Bei­
rat an die Seite gestellt. 

Es liegt mir nun der V o r s c h l a g vo!', folgende 
Abgeordnete in den fünfgliedrigen Beirat zu 
wählen : Dr. Gruber, Leisser, Moser, Prinke 
und Weikhart. 

Ich werde die Wahl, falls kein Einwand 
erhoben wird, durch Erheben von den Sitzen 
vornehmen lassen. Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Abgeordnete Zeillinger. 
Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Zeillinger (FPÖ) : Hohes Haus ! 
Meine Damen und Herren ! Ich habe heut,e 
zu Beginn der Sitzung den Antl'ag gestellt, 
diesen Punkt der Tagesordnung, die Wahl 
des Beirates zum Bundes-W olm- und Sied­
lungsfonds, von der Tagesordnung abzusetzen, 
um noch einmal die Aufnahme von Parteien­
verhandlungen zu ermöglichen. Nachdem die­
ser Antrag abgelehnt worden ist, werden die 
freiheitlichen Abgeordneten dem vom Herl'll 
Präsidenten bereits verlesenen Vorschlag nicht 
ihre Zustimmung geben, und ich darf dies 
auch kurz begründen. 

Der' Bundes-Wohn- und Siecllungsfonds, 
der auf ein Bundesgesetz aus dem Jahre 1921  
zurückgeht, bestimmt i m  § 20, daß zur Ver-

Im Auftrag des Außenpolitischen Ausschusses waltung des Fonds dem Bundesministerium 
stelle ich somit clen A n t r a g, der Nationalrat für soziale Verwaltung ein aus der Mitte des 
wolle den Bericht des Bundesministers für Nationalrates zu wählender fünfgliedriger Bei­
Auswärtige Angelegenheiten im Einverneh men rat an die Seite gestellt wird. Es ist also mit 
m it. dem Bundesminister für Handel und 'Vie- i keinem Wort erwähnt, daß sich dieser Bei­
deraufhau üher die Tät.igkeit des Wirt.sdlafts- : rat etwa nach der Stärke der Fmktionen, 
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nach dem Proporz zusammensetzen soll. Theo­
retisch hätte die Regierungspartei sogar die 
Möglichkeit, alle Sitze für sich in Anspruch 
zu nehmen, oder sie kann, was durchaus 
demokratischen Spielregeln entspricht, der 
parlamentarischen Opposition elie Möglichkeit 
einer Mitverantwortung und einer Mitkontrolle 
geben. 

Nachdem aus elen bisherigen Erklärungen des 
Kanzlers und der Regierungspartei in der 
Öffentlichkeit der Eindruck entstehen mußte 
und sollte, daß die Regierungspartei entschlos­
sen wäre, in Zukunft dem in der Vergangen­
heit so oft verteufelten Proporz abzuschwören, 
ist es nun verwunderlich, daß durch eine Ver­
einbarung, und zwar durch eine reine Proporz­
vereinbarung der Österreichischen Volkspartei 
mit der Sozialistischen Partei nun ein Wahl­
vorschlag eingebracht worden ist - auf Grund 
der Vereinbarung in der Präsidialsitzung vom 
9. Mai -, wonach drei der vom Parlament 
zu entsendenden Abgeordneten der ÖVP und 
zwei der Sozialistischen Partei angehören. 

Da wir :Freiheitlichen nicht nur in 
Reden den Proporz bekämpfen, sondern auch 
bei Abstimmungen, ist es eine Selbstverständ­
lichkeit, daß wir eine solche Proporzverein­
barung, einen solchen Rückfall der Österreichi­
schen Volkspartei in die Zeit der alten, angeb­
lich überwundenen großen Koalition nicht 
unterstützen werden, so wie ich auch ganz offen 
sage, daß wir es nicht verstehen können, 
daß die Österreichische Volkspartei, die im 
Wahlkampf eine sehr energische Stellungnahme 
gegen die linke Reichshälfte zur Schau ge­
stellt hat (Abg. P r i n k e : Hättet Uw 
melw Mandate, dann bra�(,Chtet ihr nicht so zu 
reden ! Aber mit eunn sechs lWandaten !) 
Moment, Herr Kollege Prinke ! Im Wahlkampf 
haben Sie sehr mutig gegen die Sozialisten 
geredet, da war jeder Sozialist ein halber 
Kommunist. Jetzt soll es die Öffentlichkeit 
erfahren, Herr Kollege Prinke, daß Sie dafür 
stimmen werden, da ß zwei der Sitze den 
Sozialisten eingeräumt werden. Warum soll 
das nicht in der Öffentlichkeit besprochen wer­
den 1 (Rufe bei der Ö V P :  Wa1'urn nicht ? -
A bg. P r i n k e : Wir haben ein bißchen mehr 
lJIlandate als 'ihr ! - Abg. W e i k h a r t :  "Kom­
munisten" , das 'War einmal - kO'inmt wieder 
bei der nächsten Wahl I) Das war in der Wahl­
zpit. Herr Kollege, ich kann Ihnen versichern : 
In der nächRten Wahlzeit werden die Sprecher 
der ÖVP, angefangen vom Bundeskanzler 
über den Abgeordneten Prinke bis zum letzten 
Redner, wieder hinausgehen und von der "roten 
Gefahr" schreien, sie werden sagen : Nie wieder 
Proporz ! Aber wenn die erste Bewährungs­
probe im Parlament kommt - und sie kommt 
jetzt, meine Herren, in der nächst.en Minute, 
wenn die Abstimmung durchgeführt wird -, 

dann schließen Sie, obwohl der Gesetzgeber 
im Jahre 1921 . . . (A bg. Pr i n k e : Demokmtie ! ) 
Ich weiß, Herr Kollege, daß Ihnen so etwaR 
unangenehm ist, kann ich verstehen .  Abet' 
im Jahre 1921 . , .  (Zwischenruf des Abg. 
D'I'. G nt b e 'r.) Nein, ich wei ß, Ihnen ist es nicht, 
unangenehm, Herr Kollege Gruber, denn Sie 
haben sich an den Proporz schon so gewöhnt, 
daß Sie ohne Proporz gar nicht mehr leben 
können. (Abg. Dr. Gt' u b e 1' :  Aber Sie. möchten 
dabei sein !) Ich werde auf den Z wiRchel1l'u f 
gleich zurückkommen. 

Aber nehmen Sie zur Kenntnis, Herr Kollege : 
Der Gesetzgeber hat im Jahre 192 1  den Pro­
porz nicht vorgesehen, und Sie räumen ihn 
nun freiwillig ein . Das soll festgestellt werden ! 

Auf Ihren Einwand, daß wir dabei sein woll­
ten, habe ich schon geantwortet. Die Re­
gierungspartei könnte auf Gmnd ihrer Mehr­
heit sagen : Wir besetzen die Sitze allein. 
(Abg. P r i n k e :  Wie teilt man 5 durch 2 ?) 
Aber man kann doch, Herr Kollege Prinke, 
auch sagen : Wir wollen den oppositionellen 
Parteien die Möglichkeit der Kontrolle geben . 
( Ruf bei der Ö V P :  Geschieht ja !) 

Glauben Sie es uns : Das Mißtrauen der Frei­
heitlichen gegen das, was die bisherigen 
Regierungsparteien getan ha ben und was 
die jetzige Regiemngspartei tut, ist mindestens 
so groß wie das Mißtrauen der Sozialistischen 
Partei , die vielleicht auf Grund ihrer zwanzig­
jährigen Brüderschaft mit Ihnen etwas mehr 
Einblick in die Praktiken der Regierungs­
partei hat. Aber unser Mißtrauen ist genau 
so groß. Entweder schwören Sie dem Proporz 
ab, oder Sie behandeln die Freiheitlichen 
in diesem Hause genau so demokratisch, 
wie Sie die Sozialistische Partei behandeln. 
(Abg. P r i n k e :  Wenn Sie mehr Mandate 
haben!) 

Was ich hier feststelle, ist ja nur, daß es 
sehr leicht ist, im Wahlkampf gegen die 
Sozialisten zu Felde zu ziehen, von der "roten 
Gefahr" zu reden und bei der ersten Gelegen­
heit umzufallen, den Proporz einzuführen 
( Abg . P r i  n k e : Der war' jet immer, der hat 
sich nicht geäncle'rt !) und den Sozialisten 
freiwillig Sitze einzuräumen. Dagegen richtet 
sich unser Protest, und deshalb werden wh' 
dagegen stimmen . 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Zum 
Wort ist niemand mehr gemeldet. Gegen die 
von mir vorgeschlagene Form der Wahl wurde 
kein Einwand erhoben. Wir stimmen daher ab . 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Wahlvorschlag ihre Zustimmung erteilen, sich 
von clen Sitzen zu erheben. - Ich danke. 
Ist mi t Mehrheit a n g e n o m m e n. 

Die Tagesordnurig ist e r s c h ö p ft.  
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Präsident 

Die n ä c h s t e  Siztung berufe ich für Freitag, 
den 13 .  Mai, 9 Uhr, ein. Auf der Tagesordnung 
wird die erste Lesung der Regierungsvorlage 
betreffend das Bundesfinanzgesetz für das 
Jahr 1966 stehen, ferner die erste Lesung 
d es Bundesgesetzes, mit dem die Zuständig-

keit des Landeshauptmannes auf dem Gebiet 
des öffentlichen Sicherheitswesens wiederher­
gestellt wird, und die erste Lesung des Antrages 
sozialistischer Abgeordneter betreffend No­
vellierung des Einkommensteuergesetzes . 

Die Sitzung ist g e s c h l o s s e n .  

Schluß der Sitzung: 13 Uhr 55 Minuten 

-���-�- "�-- -----._--_.�- - ----------------------------
österreichische Staatsdruckerei 2305 66 
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